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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
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nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
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minister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 141. Sitzung 
am 20. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes 
(Kindergeldergänzungsgesetz — KGEG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Voraussetzungen des Anspruchs auf Kinder- 
geld 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhält auf 
Antrag, wer drei oder mehr Kinder im Sinne 
des Gesetzes über die Gewährung von Kinder- 
geld und die Errichtung von Familienaus- 
gleichskassen (Kindergeldgesetz) vom ^.No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) hat, 
wenn für das dritte oder weitere Kind kein 
Anspruch nach dem Kindergeldgesetz oder 
dem Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen für Kinder in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, in der Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegs- 
opferversorgung an das Kindergeldgesetz 
(Kindergeldanpassungsgesetz — KGAG) vom 
7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) be- 
steht. 

§ 2 

Träger der Kindergeldzahlung 

(1) Träger der Kindergeldzahlung ist 

1. für Arbeitnehmer, Selbständige und mit- 
helfende Familienangehörige, die bei einem 
anderen Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung als einer Berufsgenossenschaft ver- 
sichert sind, 

der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, 


2. für Personen, die aus einer Erwerbstätig- 
keit ausgeschieden sind, sowie für Witwen 
und Witwer von Personen, die eine Er- 
werbstätigkeit ausgeübt haben, 

der Träger der Kindergeldzahlung, der zu- 
ständig wäre, wenn die zuletzt ausgeübte 
Tätigkeit fortgesetzt würde, 

3. für alle übrigen Personen 

der für ihren Wohnsitz oder in Ermange- 
lung eines solchen für ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt zuständige Träger der gemeind- 
lichen Unfallversicherung. 

(2) Als Erwerbstätigkeit im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 gilt eine Tätigkeit als Arbeit- 
nehmer, Selbständiger oder mithelfender Fa- 
milienangehöriger von insgesamt mindestens 
drei Jahren während der letzten zehn Jahre 
vor der Antragstellung. 

(3) Sind für ein Kind die Anspruchsvor- 
aussetzungen gegenüber mehreren der in Ab- 
satz 1 genannten Träger erfüllt, so ist für die 
Leistungspflicht die Reihenfolge des Ab- 
satzes 1 maßgebend. Die Leistungspflicht für 
Kinder von Arbeitslosen, die deswegen keinen 
Anspruch nach dem Dritten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes haben, weil sie 
nur in Anwendung der §§ 93 c oder 114 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung keine Arbeitslosen- 
unterstützung oder Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung beziehen, richtet sich nach Ab- 
satz 1 Nr. 3. 
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§ 3 

Ausnahmevorschriften 

(1) Kein Anspruch auf Kindergeld besteht 
in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 für 
Kinder von Personen, die außerhalb des räum- 
lichen Geltungsbereichs dieses Gesetzes er- 
werbstätig sind. 

(2) Der Anspruch auf Kindergeld wird in 
den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 aus- 
geschlossen für diejenigen Kinder, für die ein 
Anspruch auf Kindergeld, Waisenrente oder 
Waisenbeihilfe nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz besteht, oder die zuschlagsberechtigt zur 
Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz sind. Das gleiche gilt, wenn ein An- 
spruch auf Waisenrente in der gesetzlichen 
Unfall- oder Rentenversicherung oder auf 
Unterhaltshilfe für Vollwaisen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz mindestens in Höhe des 
Kindergeldes besteht oder wenn Leistungen 
nach § 8 gewährt werden. Die Sätze 1 und 2 
sind entsprechend anzuwenden, wenn die in 
ihnen bezeichneten Leistungen als Härteaus- 
gleich oder Kannleistung bewilligt werden. 

(3) Ist der Anspruch auf Kindergeld nach 
Absatz 2 ausgeschlossen, so hat der nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 zuständige Träger das 
Kindergeld vorläufig zu gewähren, bis die in 
Absatz 2 bezeichnete Leistung von dem hier- 
für zuständigen Träger gewährt wird. Das 
gleiche gilt, solange ein die Leistungen nach 
diesem Gesetz ausschließender, im Kindergeld- 
anpassungsgesetz bezeichneter Anspruch noch 
nicht erfüllt wird. 

(4) Die vorläufige Gewährung des Kinder- 
geldes ist dem für zuständig erachteten Lei- 
stungspflichtigen unverzüglich mitzuteilen. 
Wird Kindergeld vorläufig gewährt, so gilt 
der Anspruch auf die in Absatz 2 bezeichneten 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
und dem Lastenausgleichsgesetz sowie auf 
Kindergeld nach dem Dritten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes insoweit als er- 
füllt; der Leistungspflichtige hat die Aufwen- 
dungen zu erstatten. 

§ 4 

Wechsel der Zuständigkeit 

Entfällt der Anspruch auf Kindergeld nach 
dem Kindergeldgesetz, dem Kindergeldanpas- 
sungsgesetz, dem Bundesversorgungsgesetz 
oder diesem Gesetz, weil ein Anspruch auf 
Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder auf Kinderzuschuß aus einer 


gesetzlichen Rentenversicherung für das dritte 
oder ein weiteres Kind entsteht, so hat der 
Träger der Kindergeldzahlung das Kinder- 
geld vorläufig weiterzugewähren, bis die 
andere Leistung gewährt wird. Das gleiche 
gilt bei einer Änderung der die Zuständigkeit 
begründenden Umstände, wenn über die Zu- 
ständigkeit eines neuen Trägers Zweifel be- 
stehen, insbesondere wenn der für zuständig 
erachtete Träger seine Leistungspflicht bestrei- 
tet; § 3 Abs. 4 ist in diesem Fall entsprechend 
anzuwenden. 

§ 5 

Anwendung von Vorschriften des Kinder- 
geldgesetzes 

(1) Die Vorschriften der §§ 2 bis 8, 10 
Abs. 2 und 4, 25 bis 29, 32, 34 bis 36 und 37 
Abs. 2 des Kindergeldgesetzes sind entspre- 
chend anzuwenden. § 36 Abs. 2 des Kinder- 
geldgesetzes gilt jedoch nicht für Beiträge, die 
von Haushaltungsvorständen auf Grund des 
§ 7 Abs. 2 erhoben werden. 

(2) Ist der Träger der Kindergeldzahlung 
keine Familienausgleichskasse, so nimmt er die 
Aufgaben der Familienausgleichskasse im 
Sinne des Kindergeldgesetzes wahr. § 29 des 
Kindergeldgesetzes findet Anwendung mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der für die Be- 
rufsgenossenschaften geltenden Vorschriften 
die für die anderen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung geltenden Vorschriften 
treten. 

§ 6 

Beschäftigte bei den Alliierten 

Leistungen auf Grund der für die Beschäf- 
tigten bei den Alliierten geltenden Kinder- 
geldregelung an Personen, die durch amtliche 
deutsche Lohnstellen in Deutscher Mark be- 
zahlt werden oder für die amtliche deutsche 
Lohnstellen Vorschußzahlungen in Deutscher 
Mark leisten oder die Lohnberechnung durch- 
führen, gelten als nach § 5 in Verbindung mit 
§ 32 des Kindergeldgesetzes anerkannte Lei- 
stungen. Eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Ausgleichsbeiträgen nach § 5 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes be- 
steht nicht. 

5 7 

Beiträge 

(1) Soweit die Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung zur Deckung der Mittel in 
der Unfallversicherung Beiträge erheben kön- 
nen, gilt dies entsprechend für die Deckung 
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der Mittel für die Kindergeldzahlung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2. Die Maßstäbe der 
Beitragsberechnung in der Unfallversicherung 
sind gleichzeitig die Maßstäbe der Beitrags- 
berechnung für die Kindergeldzahlung, so- 
fern die Satzung nichts anderes bestimmt. 

(2) Haushaltungsvorstände, die kranken- 
versicherungspflichtige Personen in Privat- 
haushaltungen beschäftigen, können zu Bei- 
trägen nur herangezogen werden, wenn von 
ihnen Beiträge zur gesetzlichen Unfallver- 
sicherung erhoben werden. Der Beitrag der 
Haushaltungsvorstände darf sechs Deutsche 
Mark im Jahr nicht überschreiten. Die Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung sind 
verpflichtet, den Trägern der gesetzlichen Un- 
fallversicherung auf Verlangen gegen Erstat- 
tung der Verwaltungskosten die Haushal- 
tungsvorstände zu melden, die krankenver- 
sicherungspflichtige Personen im Haushalt be- 
schäftigen. 

(3) Zur Deckung der Mittel für die Kinder- 
geldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 können 
die Gemeindeunfall versicherungs verbände nur 
die Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
Beiträgen heranziehen. 

(4) Die Beitragspflichtigen haben auf An- 
forderung Vorschüsse zu leisten. 

(5) Soweit der Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung Rücklagen anzusammeln hat, 
ist § 12 des Kindergeldgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(6) Die Mittel für die Kindergeldzahlung 
sind getrennt von den Mitteln für die Unfall- 
versicherung zu verwalten. 

§ 8 

Empfänger von Fürsorgeleistungen 

(1) Haben Personen, denen beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Fürsorgeunterstützung 
für den laufenden Lebensunterhalt gewährt 
wird, drei oder mehr Kinder im Sinne des 
Kindergeldgesetzes, so erhalten sie bis zur 
Beendigung ihrer Hilfsbedürftigkeit für 
das dritte und jedes weitere Kind, 
für das kein Anspruch auf Kindergeld 
gegen einen Träger der Kindergeld- 
zahlung nach dem Kindergeldgesetz oder nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 oder auf eine in § 3 Abs. 2 
oder 3 bezeichnete Leistung besteht, Fürsorge- 
unterstützung mindestens in Höhe des Kinder- 
geldes. In diesen Fällen findet § 25 a der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht auf die Für- 
sorgeleistungen in Höhe des Kindergeldes 
keine Anwendung. 


(2) Absatz 1 findet auf die Empfänger lau- 
fender Leistungen der wirtschaftlichen Tuber- 
kulosefürsorge entsprechende Anwendung. 



(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Be- 
rechtigter 

1. die Pflicht zur Auskunft oder zur Vorlage 
der Beweisurkunden nach § 6 Abs. 1 des 
Kindergeldgesetzes nicht oder nicht recht- 
zeitig erfüllt oder wissentlich unrichtige 
Auskünfte gibt 

oder 

2. es unterläßt, die in 5 6 Abs. 3 des Kinder- 
geldgesetzes vorgeschriebene Anzeige zu er- 
statten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Der Vorstand der jeweiligen Bundes- 
ausführungsbehörde ist V erwaltungsbehörde 
im Sinne des 5 73 Abs. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten, soweit der Bund Trä- 
ger der Kindergeldzahlung ist; er nimmt auch 
die Befugnisse der obersten Verwaltungsbe- 
hörde nach § 66 wahr. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten nicht für die Berechtigten, die von einer 
Familienausgleichskasse Kindergeld erhalten; 
für sie gilt § 30 des Kindergeldgesetzes ent- 
sprechend. 

§ 10 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Gesetz über die Gewährung von Kin- 
dergeld und die Errichtung von Familienaus- 
gleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 13. No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

l.Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Die Sätze 2 bis 6 sind in den Fällen ent- 
sprechend anzuwenden, in denen für das 
gleiche Kind eine Person die Anspruchsvor- 
aussetzungen nach diesem Gesetz, eine an- 
dere Person die Anspruchsvoraussetzungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Kindergeldgesetzes (Kinder- 
geldergänzungsgesetz — KGEG) vom . . . 
. . . 1955 (Bundesgesetzbl. IS....) erfüllt.“ 
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2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anspruch auf Kindergeld besteht nicht 

für Kinder 

1. von Beamten und Empfängern von be- 
amtenrechtlichen Versorgungsbezügen mit 
Ausnahme solcher Kinder der Witwen 
von Beamten oder Ruhestandsbeamten, 
denen auch vor der Vollendung des 
16. Lebensjahres keine Kinderzuschläge 
nach den Vorschriften des Beamtenrechts 
gewährt werden; 

2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, soweit ihre 
Dienstherren Regelungen anwenden, die 
mindestens den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen des Bundes oder der Län- 
der über Kinderzuschläge entsprechen; 

3. von Empfängern von Übergangsgehalt 
oder Ubergangsbezügen nach dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Art. 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1287), soweit für 
das dritte oder weitere kinderzuschlags- 
berechtigte Kind Leistungen gewährt wer- 
den, die mindestens dem Kindergeld nach 
§ 4 Abs. 1 entsprechen; 

4. von Arbeitnehmern der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege (Arbeiter- 
wohlfahrt-Hauptausschuß, Centralaus- 
schuß für die Innere Mission und Hilfs- 
werk der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, Deutscher Caritasverband, Deut- 
scher Paritätischer Wohlfahrsverband, 
Deutsches Rotes Kreuz und Zentralwohl- 
fahrtsstelle der Juden in Deutschland) ein- 
schließlich ihrer Untergliederungen, Ein- 
richtungen und Anstalten — ohne Rück- 
sicht auf deren Rechtsform — , soweit 
diese Arbeitgeber Regelungen anwenden, 
die den in Nr. 2 bezeichneten entspre- 
chen oder nach denen Leistungen für 
Kinder gewährt werden, die mindestens 
dem Kindergeld nach § 4 Abs. 1 entspre- 
chen; 

5. von Empfängern von Kinderzulagen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
von Kinderzuschüssen aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen, sofern für das 
dritte oder weitere Kind Leistungen ge- 
währt werden, die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 4 Abs. 1 entsp rechen. “ 


3. Dem § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 ist auch in den Fällen ent- 
sprechend anzuwenden, in denen gleichzeitig 
ein Anspruch gegen eine Familien ausgleichs- 
kasse und einen Träger der Kindergeldzah- 
lung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes besteht.“ 

4. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bund, die Länder, die Gemein- 
den und sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sowie die Spitzenverbände der freien Wohl- 
fahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt-Haupt- 
ausschuß, Centralausschuß für die Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Deutscher Caritas- 
verband, Deutscher Paritätischer Wohl- 
fahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz und 
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland) einschließlich ihrer Unterglie- 
derungen, Einrichtungen und Anstalten — 
ohne Rücksicht auf deren Rechtsform — 
sind von der Beitragspflicht für die Arbeit- 
nehmer befreit, für die sie die in § 3 Abs. 2 
Nr. 2 oder 4 bezeichneten Regelungen an- 
wenden.“ 

§n 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

Das Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen für Kinder in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, in der Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegsopfer- 
versorgung an das Kindergeldgesetz (Kinder- 
geldanpassungsgesetz — KGAG) vom 7. Ja- 
nuar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 3 Abs. 1 Nr. 3 wird statt des Punktes 
am Schluß das Wort „oder“ eingesetzt. 

2. Dem § 3 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. Kindergeld gegen einen Träger der Kin- 
dergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes zur Ergänzung des Kinder- 
geldgesetzes (Kindergeldergänzungsge- 
setz — KGEG) vom 1955 

(Bundesgesetzbl. IS... .).“ 

3. In § 4 Abs. 2 Nr. 3 wird statt des Punktes 
am Schluß das Wort „oder“ eingesetzt. 

4. Dem § 4 Abs. 2 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. Kindergeld gegen einen Träger der Kin- 
dergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
des Kindergeldergänzungsgesetzes“ . 
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5. Dem § 6 Abs. 2 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. Das Kindergeld gegen einen Träger der 
Kindergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 des Kindergeldergänzungsge- 
setzes,". 

Die bisherigen Nummern 2 und 3 erhalten 
die Nummern 3 und 4. 

6. In § 7 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 werden statt 
der Worte „die Familienausgleichskasse, die" 
jeweils die Worte gesetzt „der Träger der 
Kindergeldzahlung, der". 

7. In § 7 Abs. 2 Nr. 1 werden hinter den 
Worten „des Kindergeldgesetzes“ die Worte 
eingefügt „oder auf Grund des § 5 Abs. 1 
des Kindergeldergänzungsgesetzes in Ver- 
bindung mit § 4 Abs. 6 des Kindergeldge- 
setzes“. 

§ 12 

Änderung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung wird wie folgt 
ergänzt: 

In § 103 Abs. 4 werden hinter den Worten 
„des Kindergeldgesetzes“ die folgenden Worte 
eingefügt „oder gegen einen Träger der Kin- 
dergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes zur Ergänzung des Kindergeldge- 
setzes (Kindergeldergänzungsgesetz — KGEG) 
vom 1955 (Bundesgesetzbl. IS... .)“. 

(2) § 103 Abs. 4 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung in 
der sich aus Absatz 1 ergebenden Fassung gilt 
auch für die Arbeitslosenfürsorge. 

§ 13 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 
Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 559 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die ehelichen Stiefkinder, 

3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

5. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Versicherten, wenn seine Vaterschaft fest- 
gestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Ver- 
sicherten, 


7. die Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Gewährung 
von Kindergeld und die Errichtung von 
Familienausgleichskassen (Kindergeld- 
gesetz) vom 13. November 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 333), wenn das Pflege- 
kindschaftsverhältnis vor Eintritt des 
Versicherungsfalles begründet worden ist.“ 

2. § 559 b Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Rente einer versicherten Ehefrau 
wird für ihre Kinder, die eheliche Kinder 
des Ehemannes sind oder deren rechtliche 
Stellung haben, sowie für ihre ehelichen 
Stiefkinder und die Pflegekinder um die 
Kinderzulage nur erhöht, wenn die Ver- 
sicherte vor Eintritt des Versicherungsfalles 
den Unterhalt der Kinder überwiegend be- 
stritten hat.“ 

3. Dem § 591 Abs. 1 werden folgende Sätze 
angefügt: 

„Die Rente wird für das dritte und jedes 
weitere Kind über das vollendete acht- 
zehnte Lebensjahr hinaus bis zum vollende- 
ten fünfundzwanzigsten Lebensjahr ge- 
währt, wenn diese Kinder für einen Beruf 
auseebildet werden. Bei der Feststellung, ob 
ein Kind drittes oder weiteres Kind ist, 
zählen nur Kinder bis zum vollendeten 
achtzehnten Lebensiahr und solche Kinder 
vom vollendeten achtzehnten bis zum voll- 
endeten fünfundzwanzigsten Lebensjahr, 
die für einen Beruf ausgebildet werden. 

4. In § 592 werden vor das Wort „Kinder- 
rente“ die Worte eingefügt: 

„sowie ihren ehelichen Stiefkindern und 
den Pflegekindern“. 

5. § 1258 erhält folgende Fassung: 

4 1258 

Waisenrente erhalten nach dem Tode des 
Versicherten seine Kinder bis zum vollen- 
deten achzehnten Lebensjahr. Die Waisen- 
rente wird für das dritte und jedes weitere 
Kind überdas vollendete achtzehnte Lebens- 
jahr hinaus bis zum vollendeten fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahr gewährt, wenn 
diese Kinder für einen Beruf ausgebildet 
werden. Bei der Festsstellung, ob ein Kind 
drittes oder weiteres Kind ist, zählen nur 
Kinder bis zum vollendeten achtzehnten 
Lebensjahr und solche Kinder vom vollen- 
deten achtzehnten bis zum vollendeten fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahr, die für einen 
Beruf ausgebildet werden. 



Als Kinder gelten 

1 . die ehelichen Kinder, 

2. die ehelichen Stiefkinder, 

3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

5. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Versicherten, wenn seine Vaterschaft 
festgestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Versicher- 
ten, 

7. die Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Kindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I 

S. 333), wenn das Pflegekindschaftsver- 
hältnis wenigstens ein Jahr vor Eintritt 
des Versicherungsfalles begründet wor- 
den ist. 

Waisenrente erhalten nach dem Tode 
einer versicherten Ehefrau ihre Kinder, die 
eheliche Kinder des hinterbliebenen Ehe- 
mannes sind oder deren rechtliche Stellung 
haben, sowie ihre ehelichen Stiefkinder und 
die Pflegekinder nur, wenn die Verstorbene 
den Unterhalt der Kinder überwiegend be- 
stritten hat; die Waisenrente wird nicht 
gewährt, wenn und solange der {unterblie- 
bene Ehemann den Unterhalt der Kinder 
überwiegend bestreitet.“ 

6. In § 1271 Abs. 3 werden vor die Worte 
„um den Kinderzuschuß“ die Worte einge- 
fügt: 

„sowie für ihre ehelichen Stiefkinder und 
die Pflegekinder“. 

7. Nach § 1541 wird folgender § 1541 a ein- 
gefügt: 

„§ 1541 a 

Gewährt ein Träger der Kindergeldzah- 
lung für ein drittes oder weiteres Kind Kin- 
dergeld für eine Zeit, für die ein Anspruch 
auf Kinderzulage oder Kinderzuschuß aus 
der Sozialversicherung besteht, so kann der 
Träger der Kindergeldzahlung nach Maß- 
gabe der §§ 1535 b bis 1539 Ersatz bean- 
spruchen. Das gleiche gilt, wenn ein Träger 
der Kindergeldzahlung nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Kindergeldgesetzes (Kindergeldergänzungs- 
gesetz — KGEG) vom .... 1955 (Bundes- 
gesetzbl. IS ) Kindergeld für eine 

Zeit gewährt, für die ein Anspruch auf 
Waisenrente aus der Sozialversicherung be- 

. . 1 . 4 . « 

stein. 


§ 14 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) unter 
Berücksichtigung der Änderungen durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Ja- 
nuar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 25) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Der mit „sofern“ eingeleitete Halbsatz 
am Schluß des Absatzes 4 erhält fol- 
gende Fassung: 

„es sei denn, daß sie dritte oder 

weitere Kinder im Sinne des § 2 

Abs. 1 des Kindergeldgesetzes sind 

und für sie ein Anspruch besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder 

b) Kinderzuschuß aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen oder 

c) Kindergeld nach dem Kindergeld- 

gesetz oder nach einer Rechtsver- 
ordnung auf Grund des § 34 

Abs. 3 und 4 des Kindergeldge- 
setzes oder 

d) Kindergeld gegen einen Träger der 

Kindergeldzahlung nach § 2 

Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes oder 

e) Kindergeld der Arbeitslosenver- 
sicherung und Arbeitslosenfürsorge 
nach dem Dritten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes 
oder 

f) Kindergeld nach § 34 a.“ 

b) Als Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Absatz 4 Buchstabe a und b gilt 
nicht für Empfänger von Pflegezulagen.“ 

2. § 34 a erhält folgende neue Fassung: 

4 34 a 

(1) Schwerbeschädigte, die Ausgleichs- 
rente beziehen und drei oder mehr Kinder 
im Sinne des § 2 Abs. 1 des Kindergeld- 
gesetzes haben, erhalten für das dritte und 
jedes weitere Kind ein Kindergeld von 
monatlich 25 Deutsche Mark, wenn für 
diese Kinder kein Anspruch besteht auf 
a) Kinderzulage aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder 


7 



b) Kinderzuschuß aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder 

c) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder nach einer Rechtsverordnung auf 
Grund des § 34 Abs. 3 und 4 des Kin- 
dergeldgesetzes oder 

d) Kindergeld gegen einen Träger der Kin- 
dergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
des Kindergeldergänzungsgesetzes oder 

e) Kindergeld der Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitslosenfürsorge nach dem Drit- 
ten Abschnitt des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes oder 

f) Waisenrente aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder den gesetzlichen 
Rentenversicherungen mindestens in 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kin- 
dergeldgesetz. 

(2) Kindergeld wird ferner nicht ge- 
währt für Kinder 

a) von Beamten und Empfängern von be- 
amtenrechtlichen Versorgungsbezügen 
mit Ausnahme solcher Kinder der Wit- 
wen von Beamten oder Ruhestandsbe- 
amten, denen auch vor der Vollendung 
des 16. Lebensjahres keine Kinderzu- 
schläge nach den Vorschriften des Be- 
amtenrechts gewährt werden, 

b) von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der sonsti- 
gen Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts, soweit 
ihre Dienstherren Regelungen anwen- 
den, die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes 
oder der Länder über Kinderzuschläge 
entsprechen, 

c) von Empfängern von Übergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen nach dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287), 
soweit für das dritte oder weitere kin- 
derzuschlagsberechtigte Kind Leistungen 
gewährt werden, die mindestens dem 
Kindergeld nach § 4 Abs. 1 des Kinder- 
geldgesetzes entsprechen, 

d) von Arbeitnehmern der Spitzenverbän- 
de der freien Wohlfahrtspflege (Ar- 
beiterwohlfahrt-Hauptausschuß, Cen- 
tralausschuß für die Innere Mission 
und Hilfswerk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, Deutscher Caritasver- 


band, Deutscher Paritätischer Wohl- 
fahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz 
und Zentralwohlfahrtsstelle der Juden 
in Deutschland) einschließlich ihrer Un- 
tergliederungen, Einrichtungen und An- 
stalten — ohne Rücksicht auf deren 
Rechtsform — , soweit diese Arbeitgeber 
Regelungen anwenden, die den in Buch- 
stabe b bezeichneten entsprechen oder 
nach denen Leistungen für Kinder ge- 
währt werden, die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 4 Abs. 1 des Kinder- 
geldgesetzes entsprechen." 

3. Dem § 47 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Ist eine Waise drittes oder weiteres 
Kind im Sinne des § 2 Abs. 1 des Kinder- 
geldgesetzes und erhält sie infolge Anwen- 
dung der Vorschrift des Absatzes 3 als An- 
spruch, Kannleistung oder Härteausgleich 
an Grund- und Ausgleichsrente zusammen 
weniger als 25 Deutsche Mark monatlich, 
so wird die Ausgleichsrente so weit erhöht, 
daß sich zusammen mit der Grundrente ein 
Auszahlungsbetrag in dieser Höhe ergibt, 
sofern für sie kein Anspruch 

a) auf Kindergeld nach § 34 a oder 

b) auf Leistungen im Sinne des § 34 a 
Abs. 1 Buchstabe a bis f 

besteht oder 

c) nach § 34 a Abs. 2 der Anspruch auf 
Kindergeld ausgeschlossen ist." 

4. Dem § 48 Abs. 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Auf die Waisenbeihilfe findet § 47 Abs. 5 
Anwendung." 

5. Im § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 2 wird der 
Hinweis „(§ 32 Abs. 4)" gestrichen. 


§ 15 


Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fas- 
sung des Vierten Änderungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S ) 

wird wie folgt geändert: 

In § 265 Abs. 2 und 3, § 272 Abs. 3 sowie 
§ 275 Abs. 2 treten an die Stelle der Zahlen 
„15“ und „19“ jeweils die Zahlen „18“ und 
„25“. 
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§ 16 

Änderung der Reichsgrundsätze 

Dem § 8 Abs. 1 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge vom 4. Dezember 1924 (Reichsge- 
setzbl. I S. 765) wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Kindergeld ist zu den eigenen Mitteln des 
Kindes zu rechnen, für das es gewährt wird.“ 

§ 17 

Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Arbeit und der 
Bundesminister des Innern erlassen die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften. 

§ 18 

Antragsfrist für die Übergangszeit 

Wird der Antrag auf Kindergeld oder auf 
eine Leistung, die durch dieses Gesetz erhöht 
wird, innerhalb von sechs Monaten nach dem 


Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt, so ist 
das Kindergeld oder die Leistung vom 1. Ja- 
nuar 1955 an für die Monate zu gewähren, 
für die die Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 20 

Inkrafttreten 

§ 14 Nr. 1 Buchstabe b dieses Gesetzes tritt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1955 in Kraft. 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage 
des zweiten Kalendermonats nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Vorbemerkungen 

Das Kindergeldgesetz vom 13. November 
1954 gibt — von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen — allen Erwerbstätigen der gewerb- 
lichen Wirtschaft und der Landwirtschaft, 
wenn sie drei oder mehr Kinder haben, einen 
Anspruch auf Kindergeld für das dritte und 
jedes weitere Kind in Höhe von 25 DM 
im Monat. Träger der Kindergeldzahlung 
sind Familienausgleichskassen, die auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung als Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts bei den Be- 
rufsgenossenschaften errichtet worden sind. 
Durch das Kindergeldanpassungsgesetz vom 
7. Januar 1955 sind im wesentlichen die Lei- 
stungen für die dritten und weiteren Kinder 
in der gesetzlichen Unfallversicherung, den 
gesetzlichen Rentenversicherungen, der Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitslosenfür- 
sorge sowie der Kriegsopferversorgung auf die 
Höhe der Sätze des Kindergeldgesetzes ange- 
hoben worden. Die in dem Vierten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes enthalte- 
nen Vorschriften über die Kriegsopferversor- 
gung sind inzwischen unter Aufhebung dieses 
Abschnitts in das Dritte Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgeset- 
zes vom 19. Januar 1955 übernommen 
worden. 

Der Bundestag hat am 14. Oktober 1954 die 
folgende Entschließung angenommen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, in eine 
beschleunigte Prüfung darüber einzutreten, in 
welcher Weise den Familien mit drei und 
mehr Kindern, die von dem Kindergeldgesetz 
nicht erfaßt werden konnten und auch von 
dem noch nicht verabschiedeten Kindergeld- 
anpassungsgesetz nicht erfaßt werden, die in 
dem Kindergeldgesetz festgelegten Leistungen 
ebenfalls gewährt werden können. Die Bun- 
desregierung wird weiter ersucht, dem Bun- 
destag bis zum 1. April 1955 über das Ergeb- 
nis ihrer Prüfung zu berichten bzw. dem 
Bundestag einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf vorzulegen.“ 

Der Bundesrat hat am 17. Dezember 1954 die 
folgende Entschließung angenommen: 

„Der Bundesrat hat bei der Verabschiedung 
des Kindergeldgesetzes erhebliche sozialpoli- 
tische und verfahrensmäßige Mängel des Ge- 
setzes festgestellt. Er hat die Erwartung aus- 
gesprochen, daß das bereits angekündigte 


Kindergeldanpassungs- und -Schlußgesetz diese 
Mängel im wesentlichen ausräumen wird. 

Das nun vorliegende Kindergeldanpassungs- 
gesetz hat diese Mängel nicht vollzählig be- 
seitigt. Es bleibt immer noch eine große Zahl 
bedürftiger Personenkreise, die kein Kinder- 
geld erhalten. 

Der Bundesrat erwartet, daß diese Personen- 
kreise in dem baldigst zu erlassenden Kinder- 
geldschlußgesetz berücksichtigt und daß die 
sonstigen, bisher nicht beseitigten Mängel be- 
hoben werden. 

Das Kindergeldanpassungsgesetz zeigt deut- 
lich, wie unzweckmäßig es ist, eine Gesetzes- 
materie in drei verschiedenen Gesetzentwürfen 
zu regeln. Die Durchführung des Kindergeld- 
anpassungsgesetzes wird große verwaltungs- 
mäßige Schwierigkeiten mit sich bringen.“ 

II. Personenkreis 

Ebenso wie im Grundsatz schon das Kinder- 
geldgesetz geht der Entwurf davon aus, daß 
die Beamten und diejenigen Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes, die Kinderzuschläge 
nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften 
oder dem allgemeinen Tarifrecht des öffent- 
lichen Dienstes erhalten, in die Kindergeld- 
regelung nicht einzubeziehen sind. Die Kinder- 
zuschläge, die im öffentlichen Dienst gewährt 
werden, sind insgesamt gesehen wesentlich 
günstiger als das Kindergeld. Soweit in Ein- 
zelfällen die Kinderzuschläge geringer sind 
als das Kindergeld, kann die Anpassung an 
das Kindergeldgesetz der Besoldungsgesetz- 
gebung und der Tarifpolitik überlassen blei- 
ben. 

Das Tarifrecht des öffentlichen Dienstes gilt 
nicht für die Beschäftigten bei den Alliierten. 
Die Alliierten haben für die bei ihnen Be- 
schäftigten eine Regelung zugesagt, die der des 
Kindergeldgesetzes entspricht. Es ist daher 
vorgesehen, daß die Zahlung des Kindergeldes 
an diese Personen als eine Leistung im Sinne 
dieses Gesetzes gilt (§ 6). 

Der Entwurf sieht die Einführung des Kin- 
dergeldes für folgende Personengruppen vor: 
1 . Erwerbstätige, die nicht bei einer Berufs- 
genossenschaft, sondern bei einem anderen 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
versichert sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 1); dazu ge- 
hören im wesentlichen 
a) die Arbeitnehmer des öffentlichen Dien- 
stes, die nicht von den allgemeinen ta- 
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rif liehen Bestimmungen des Öffentlichen 
Dienstes erfaßt werden, 
b) die in Privathaushaltungen Beschäftig- 
ten; 

2. Nicht-Erwerbstätige. 

Nicht-Erwerbstätige sind Personen, die weder 
Arbeitnehmer noch Selbständige noch mithel- 
fende Familienangehörige im Sinne des § 2 
Abs. 2 bis 4 des Kindergeldgesetzes sind. Sie 
sollen nach dem Entwurf nur dann Kinder- 
geld erhalten, wenn für die Kinder keine 
anderen Sozialleistungen in Flöhe des Kinder- 
geldes gewährt werden (§ 3 Abs. 2). Es kom- 
men also praktisch in Frage ehemalige Arbeit- 
nehmer, die die Voraussetzungen für Renten- 
ansprüche aus der Sozialversicherung nicht er- 
füllen, außerdem ehemalige Selbständige, 
ihre Witwen, ferner Personen, die niemals 
eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben, sondern 
ihren Lebensunterhalt z. B. aus Vermietung, 
Verpachtung oder Kapitalerträgen bestreiten. 
Um im Rahmen des Möglichen sicherzustel- 
len, daß das Kindergeld oder die ihm ent- 
sprechende Sozialleistung für alle Kinder 
einer Familie einheitlich von einer Stelle ge- 
währt wird, ergibt sich die Notwendigkeit, 
einige Vorschriften der Rcichsversicherungs- 
ordnung, des Lastenausgleichsgesetzes und des 
Bundesversorgungsgesetzes an die entsprechen- 
den Vorschriften des Kindergeldgesetzes an- 
zugleichen. 

III. Organisationsfragen 

Dem System des Kindergeldgesetzes folgend, 
verbindet der Entwurf die Trägerschaft für 
die Kindergeldzahlung mit der Trägerschaft 
für die gesetzliche Unfallversicherung. Diese 
Lösung liegt zunächst für die Erwerbstätigen 
selbst nahe. Auch für die ehemals Erwerbs- 
tätigen rechtfertigt sich diese Verbindung aus 
dem Gedanken, daß jeder Berufsgruppe eine 
gewisse Verpflichtung obliegt, für ihre ehe- 
maligen Berufsgenossen und deren Hinter- 
bliebene zu sorgen. Wo keine Beziehungen zu 
einer Berufsgruppe bestehen, sind die poli- 
tischen Gemeinden oder ihre Verbände die 
gegebenen Stellen für die soziale Hilfe. Da 
die Träger der gemeindlichen Unfallversiche- 
rung nach dem Entwurf ohnedies die Auf- 
gaben der Kindergeldzahlung für die bei 
ihnen Versicherten einschließlich der in Pri- 
vathaushaltungen Beschäftigten übernehmen 
sollen, erscheint es zweckmäßig, ihnen auch 
die Betreuung der kleinen Gruppe Nicht-Er- 
werbstätiger zu übertragen, bei denen die Ver- 
bindung zu einer Berufsgruppe fehlt. 


IV. Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers 

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers er- 
gibt sich aus Artikel 74 Nr. 7 in Verbindung 
mit Nr. 12 des Grundgesetzes. Ein Bedürfnis 
nach bundesgesetzlicher Regelung besteht, weil 
die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens- 
verhältnisse über das Gebiet eines Landes 
hinaus sie erfordert. 

V. Die Vorschriften im einzelnen 
Zu § 1 

Im Einklang mit den in den Vorbemerkungen 
wiedergegebenen Entschließungen des Bun- 
destages und des Bundesrates bringt die 
Fassung zum Ausdruck, daß das Ge- 
setz die Kindergeldzahlung sicherstellen 
soll für diejenigen Familien mit drei 
und mehr Kindern, für die durch das 
Kindergeldgesetz und das Kindergeldanpas- 
sungsgesetz nicht gesorgt werden konnte. Da 
dieser Personenkreis auch Erwerbstätige um- 
faßt, ist für diese Personengruppe die gleiche 
Rechtslage herzustellen, wie sie für die bei 
einer Berufsgenossenschaft versicherten Er- 
werbstätigen besteht. Dies gilt insbesondere 
für die Rangfolge, wenn für dasselbe Kind 
die Anspruchsvoraussetzungen gegenüber meh- 
reren Trägern der Kindergeldzahlung erfüllt 
sind. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, 
Vorschriften des Kindergeldgesetzes und des 
Kindergeldanpassungsgesetzes abzuändern und 
zu ergänzen (§§ 10, 11). 

Zu § 2 

Absatz 1 des § 2 unterscheidet die Personen- 
gruppen der nach diesem Gesetz zum Bezug 
des Kindergeldes Berechtigten nach dem 
Merkmal der Erwerbstätigkeit. 

Nachdem für diejenigen Erwerbstätigen, die 
bei einer Berufsgenossenschaft versichert sind, 
die Kindergeldzahlung durch das Kindergeld- 
gesetz geregelt ist, sind in diesem Entwurf die 
Erwerbstätigen zu berücksichtigen, die bei 
einem anderen Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung als einer Berufsgenossenschaft 
versichert sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 1). Als solche 
Träger kommen in Betracht: der Bund, ein 
Land oder ein Träger der gemeindlichen Un- 
fallversicherung. Da alle im Erwerbsleben 
stehenden Personen mit Ausnahme der Beam- 
ten bei einem Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung versichert oder versicherungsbe- 
rechtigt sind, ist mit dieser Regelung der Per- 
sonenkreis der im Erwerbsleben Stehenden 
erschöpfend erfaßt. Im wesentlichen handelt 
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es sich um Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes mit Ausnahme derer, für die die all- 
gemeinen tariflichen Bestimmungen des öf- 
fentlichen Dienstes gelten (§ 3 Abs. 2 KGG 
in der Fassung des § 10 dieses Entwurfs). 
Außerdem kommen die Arbeitnehmer einiger 
der öffentlichen Hand nahestehender Unter- 
nehmen in Betracht, die zwar nicht zum 
öffentlichen Dienst rechnen, jedoch aus orga- 
nisatorischen Gründen einer staatlichen Aus- 
führungsbehörde oder einem Träger der ge- 
meindlichen Unfallversicherung zugewiesen 
sind. Ferner handelt es sich um die in Privat- 
haushaltungen Beschäftigten (z. B. Hausgehil- 
finnen, Reinemachefrauen, Hausschneiderin- 
nen, Waschfrauen). Als Erwerbstätige kom- 
men in der Regel Arbeitnehmer in Betracht, 
ausnahmsweise aber auch Selbständige und 
mithelfende Familienangehörige, z. B. Fleisch- 
beschauer und ihre Familienangehörigen. 

Für Nicht-Erwerbstätige sieht Nr. 2 vor, daß 
der Träger der Kindergeldzahlung — eine 
Familienausgleichskasse nach dem Kindergeld- 
gesetz, der Bund, ein Land oder ein Träger 
der gemeindlichen Unfallversicherung nach 
Nr. 1 dieses Absatzes — verpflichtet wird, 
das Kindergeld auch über die Zeit der Er- 
werbstätigkeit hinaus zu gewähren, wenn 
innerhalb der letzten zehn Jahre insgesamt 
mindestens drei Jahre eine Erwerbstätigkeit 
ausgeübt worden ist (Abs. 2). Eine solche Be- 
schränkung erscheint notwendig, weil eine 
länger zurückliegende Erwerbstätigkeit eine 
Belastung der ehemaligen Berufsgenossen nicht 
mehr rechtfertigt. 

Für alle übrigen Nicht-Erwerbstätigen wird 
in Nr. 3 die Zuständigkeit des Trägers der ge- 
meindlichen Unfallversicherung begründet 
unter der alleinigen Voraussetzung, daß sie 
im Geltungsbereich des Gesetzes ihren Wohn- 
sitz oder beim Fehlen eines solchen ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben (§ 34 KGG). 
Es handelt sich einmal um Personen, die bis- 
her noch keine Erwerbstätigkeit ausgeübt ha- 
ben, ferner um Personen, deren Erwerbstätig- 
keit nicht innerhalb der zeitlichen Grenzen 
des Absatzes 2 lag, und endlich um Personen, 
die eine Erwerbstätigkeit außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes, z. B. in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im Ausland, 
ausgeübt haben. 

Zu § 3 

Absatz 1 schließt den Anspruch für die Kin- 
der von Personen aus, die außerhalb der Bun- 
desrepublik und des Landes Berlin erwerbs- 
tätig sind; jedoch gibt § 5 in Verbindung mit 


§ 34 Abs. 4 KGG die Möglichkeit, diesen 
Personen durch Rechtsverordnung einen An- 
spruch auf Kindergeld zu geben, wenn sie 
nach den Gesetzen des Tätigkeitsorts keine 
entsprechenden Leistungen erhalten. 

Der Anspruch auf Kindergeld für die Nicht- 
Erwerbstätigen soll ausgeschlossen sein, wenn 
ein Anspruch auf entsprechende Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach 
dem Lastenausgleichsgesetz besteht. Ebenso 
gehen die Leistungen nach § 8 des Entwurfs 
an die Empfänger von Fürsorgeleistungen dem 
Anspruch der Nicht-Erwerbstätigen auf Kin- 
dergeld vor; auf die Erläuterung zu § 8 wird 
verwiesen. 

Erwerbstätige erhalten nach § 3 Abs. 2 KGG 
kein Kindergeld, wenn sie Kinderzulagen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder Kin- 
derzuschüsse aus einer gesetzlichen Renten- 
versicherung empfangen. Unter den gleichen 
Voraussetzungen erhalten Empfänger von 
Leistungen der Arbeitslosenhilfe und Beschä- 
digte, die Ausgleichsrenten beziehen, kein Kin- 
dergeld. Beim Tode des Versicherten oder des 
Geschädigten tritt die Waisenrente an die 
Stelle des Kinderzuschlages. Deshalb sieht der 
Entwurf vor, daß Nicht-Erwerbstätigen in 
den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 kein 
Kindergeld gewährt wird, wenn die Waise 
eine Waisenrente mindestens in Höhe des Kin- 
dergeldes erhält. Waisenrenten unter 25 DM 
monatlich kommen im wesentlichen nur in der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung in 
Frage. Daß eine erwerbstätige Witwe auch 
schon bei geringfügiger Erwerbstätigkeit ohne 
Rücksicht auf den Bezug von Waisenrente 
Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz und — 
entsprechend — im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 1 
erhält, enthält eineBesserstellung der erwerbs- 
tätigen Witwe gegenüber der nicht-erwerbs- 
tätigen, die Im Hinblick auf das Streben, 
neben der Erfüllung ihrer Aufgabe als Mut- 
ter durch eigene Erwerbstätigkeit die wirt- 
schaftliche Lage der Familie zu verbessern, 
gerechtfertigt erscheint. 

Absatz 3 soll die Träger der Kindergeldzah- 
lung zur vorläufigen Gewährung des Kinder- 
geldes verpflichten, solange ein den Anspruch 
auf Kindergeld ausschließender Anspruch auf 
eine andere Sozialleistung noch nicht erfüllt 
wird. Absatz 4 soll Doppelzahlungen für den- 
selben Zeitraum verhindern. Für die gesetz- 
liche Unfall- und Rentenversicherung sieht 
§ 13 unter Nr. 7 eine dem System der 
Reichsversicherungsordnung angepaßte ent- 
sprechende Regelung vor. 
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Zu § 4 

Aus dem gleichen Rechtsgedanken, der § 3 
Abs. 3 zugrunde liegt, soll § 4 sicher stellen, 
daß bei einem Wechsel der Zuständigkeit des 
Trägers der Kindergeldzahlung keine Unter- 
brechung in der Zahlung des Kindergeldes 
eintritt. 

Zu § 5 

Die Vorschriften des Kindergeldgesetzes im 
Ersten, Zweiten und Sechsten Abschnitt, aus 
dem Dritten Abschnitt die Vorschriften deT 
§ 10 über die Beitragsbefreiung sowie die 
Mehrzahl der Übergangsbestimmungen fin- 
den mit Ausnahme des § 1 entsprechende 
Anwendung. § 1 KGG soll durch §§ 1 bis 3 
dieses Gesetzes, der Siebente Abschnitt des 
Kindergeldgesetzes durch § 9 ersetzt werden. 
Die organisatorischen Bestimmungen des Kin- 
dergeldgesetzes können nicht entsprechend 
angewendet werden. Die Träger der Unfall- 
versicherung, die keine Berufsgenossenschaf- 
ten sind, werden unmittelbar mit der Kinder- 
geldzahlung beauftragt, ohne daß bei ihnen 
Familienausgleichskassen als selbständige Kör- 
perschaften öffentlichen Rechts errichtet wer- 
den. Dies erscheint deshalb gerechtfertigt, weil 
einige Träger Kindergeld nur an eine kleine 
Zahl von Berechtigten zu gewähren haben; 
die bei ihnen gegen Unfall versicherten Ar- 
beitnehmer erhalten in der überwiegenden 
Mehrzahl Kinderzuschläge nach den allgemei- 
nen tariflichen Bestimmungen des öffentlichen 
Dienstes. 

Zu § 6 

Die Alliierten haben sich für die bei ihnen 
Beschäftigten mit der Gewährung des Kinder- 
geldes durch die amtlichen deutschen Lohn- 
stellen zu Lasten des Besatzungskostenhaus- 
halts einverstanden erklärt. Das von den 
Lohnstellen ausgezahlte Kindergeld gilt als 
anerkannte Leistung im Sinne dieses Gesetzes; 
dies gilt auch hinsichtlich der Anwendung des 
§ 36 des Kindergeldgesetzes. 

Sollten einige Grupen der bei den Alliierten 
Beschäftigten kein Kindergeld durch die 
Lohnstellen erhalten, so bleibt für sie der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bezeichnete Träger der Kin- 
dergeldzahlung zuständig. Sollte eine Gruppe 
der bei den Alliierten Beschäftigten ohne Ein- 
schaltung der deutschen Lohnstellen Kinder- 
geld erhalten, so würde diese Regelung nach 
§ 32 des Kindergeldgesetzes von dem Träger 
der Kindergeldzahlung als Leistung im Sinne 
dieses Gesetzes anzuerkennen sein. 


Zu § 7 

Soweit im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 2 die bei 
den Berufsgenossenschaften gebildeten Fami- 
lienausgleichskassen Träger der Kindergeld- 
zahlung für nicht mehr erwerbstätige Perso- 
nen sind, kommen die Vorschriften des Kih- 
dergeldgesetzes über die Aufbringung der 
Mittel unmittelbar zur Anwendung. Sie konn- 
ten für die übrigen Träger der Kindergeld- 
zahlung nach § 2 nicht entsprechend für an- 
wendbar erklärt werden, da für diese Träger 
die Vorschriften über die Aufbringung der 
Mittel bei den Berufsgenossenschaften nach 
§ 894 RVO nicht gelten und diese Träger 
auch in der Unfallversicherung zum Teil keine 
Beiträge erheben. Das letztere gilt insbeson- 
dere für den Bund und die Länder als Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung, während 
die gemeindlichen Unfallversicherungs ver- 
bände stets, die Städte mit Eigenunfallver- 
sicherung nur zum Teil, und zwar nur für die 
angeschlossenen Unternehmen, Beiträge erhe- 
ben. Der Entwurf sieht vor, daß die Auf- 
bringung der Mittel für die Kindergeldzah- 
lung nach den Vorschriften, über die Aufbrin- 
gung der Mittel für die Unfallversicherung 
erfolgt. Für die dem Bund und den Ländern 
angeschlossenen Unternehmen sind die Auf- 
wendungen nach dem Kindergeldergänzungs- 
gesetz ebenso wie diejenigen der Unfallver- 
sicherung aus allgemeinen Haushaltsmitteln 
zu bestreiten. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
wird auf eine Beitragserhebung für diejenigen 
in den Privathaushaltungen Beschäftigten ver- 
zichtet, die nicht krankenversicherungspflich- 
tig sind. Ferner sieht der Entwurf eine 
Höchstgrenze des Beitrags der Haushaltungs- 
vorstände vor, da krankenversicherungspflich- 
tiee Hauseehitfinnen häufig gerade in kinder- 
reichen Familien beschäftigt werden.’ Bleibt 
das Aufkommen aus den Beiträgen der Haus- 
haltungsvorstände hinter dem Bedarf an Kin- 
dergeld ^für die in den Haushaltungen Be- 
schäftigten zurück, so soll dies zu Lasten der 
übrigen Beitragspflichtigen gehen. 

Nach Absatz 3 sind die Lasten, die den Trä- 
gern der gemeindlichen Unfallversicherung 
aus der Kindergeldzahlung an Nicht-Erwerbs- 
tätige nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 erwachsen, aus- 
schließlich von den Gemeinden und den Ge- 
meindeverbänden — nicht von den ange- 
schlossenen Unternehmen und den Haushal- 
tungsvorständen — zu tragen. Die Belastung 
der Gemeinden, die sich hieraus ergibt, er- 
scheint zumutbar, da die Kindergeldgesetzge- 
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bung in vielen Fällen eine Entlastung der 
öffentlichen Fürsorge für kinderreiche Fami- 
lien mit sich gebracht hat oder in Zukunft 
bringen wird. 

Die Vorschrift über die Möglichkeit der Vor- 
sdiußanforderung in Absatz 4 ist erforderlich, 
da die entsprechende Vorschrift des § 738 
RVO nach § 894 RVO für die Träger der 
gemeindlichen Unfallversicherung nicht gilt. 

Zu § 8 

§ 8 enthält eine Sondervorschrift, durch die 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 eingeschränkt werden. 
Es erscheint nicht zweckmäßig, Fürsorgeem- 
pfänger, die beim Inkrafttreten dieses Geset- 
zes Leistungen für den laufenden Lebens- 
unterhalt erhalten, an die Träger der Kinder- 
geldzahlung zu verweisen, die bei einer Fort- 
setzung der früheren Erwerbstätigkeit zu- 
ständig sein würden. Da die Richtsätze der 
öffentlichen Fürsorge stets 25 DM für das 
Kind erreichen, bei der überwiegenden Zahl 
der Fürsorgeverbände diesen Betrag nicht 
unwesentlich übersteigen, würden sich die Be- 
züge der Hilfsbedürftigen auch bei einer Ver- 
weisung an den Träger der Kindergeldzah- 
lung in der Regel nicht verbessern. Lediglich 
soweit die Unterstützungsleistung infolge der 
Anrechnung von Einkommen auf einen gerin- 
geren Betrag als 25 DM sinkt, oder falls 
das dritte oder ein weiteres Kind — weil es 
eigenes Einkommen in ausreichender Höhe 
bezieht — bei der Bemessung der Unterstüt- 
zungsleistung nicht berücksichtigt wird, erhält 
die Familie kein Kindergeld und auch keinen 
entsprechenden Betrag. Für den Personen- 
kreis, der durch den tatsächlichen Bezug lau- 
fender Unterstützungsleistungen für den Le- 
bensunterhalt am Stichtag abgegrenzt wird, 
sieht der Entwurf die Sicherung einer Zahlung 
in Höhe des Kindergeldes aus Mitteln der 
öffentlichen Fürsorge vor, und zwar unabhän- 
gig von dem Bedarf der übrigen zur Haus- 
haltsgemeinschaft gehörigen Personen. Damit 
werden die Fürsorgeverbände zu einer Lei- 
stung verpflichtet, die in Einzelfällen über die 
Deckung des nach den Vorschriften des Für- 
sorgerechtes zu bemessenden Bedarfes hinaus- 
geht. Da es sich hier um einen auslaufenden 
Personenkreis handelt, die soziale Gerechtig- 
keit eine Regelung gebietet und eine Verwei- 
sung an den Träger der Kindergeldzahlung 
für den Hilfsbedürftigen und für die Verwal- 
tung zu unangemessenen Erschwerungen füh- 
ren würde, erscheint die vorgesehene Regeltmg 
tragbar. 


Zu § 9 

Im Kindergeldgesetz gilt wegen des engen 
Zusammenhanges der Familienausgleichskas- 
sen mit den Berufsgenossenschaften in Orga- 
nisation und Beitrags verfahren das Ordnungs- 
straf recht der Reichsversicherungsordnung 
(§30 KGG). Die entsprechende Regelung ist 
nach dem Entwurf auch vorgesehen, soweit die 
Familienausgleichskassen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 Träger der Kindergeldzahfung für 
Nicht-Erwerbstätige sind. Da das Ordnungs- 
strafrecht des Dritten Buches der Reidisver- 
sicherungsordnung nur für die Berufsgenos- 
senschaften, nicht für die anderen Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung gilt, erscheint 
es möglich, für diese Träger der Kindergeld- 
zahlung anstelle des Ordnungsstrafrechtes der 
Reichsversicherungsordnung das Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten zur Anwendung zu 
bringen. Damit wird auch der Stellungnahme 
des Rechtsausschusses des Bundesrates bei den 
Beratungen des Kindergeldgesetzes Rechnung 
getragen. 

Zu § 10 Nr. 1 

Das Kindergeldgesetz sieht in § 3 Abs. 1 
Satz 2 bis 6 eine Rangfolge vor, wenn meh- 
rere Erwerbstätige als Berechtigte nach , dem 
Kindergeldgesetz für das gleiche Kind in Be- 
tracht kommen. Wenn nach dem Entwurf 
auch den Restgruppen der Erwerbstätigen 
Kindergeld gewährt wird, müssen im Hinblick 
auf die notwendige Gleichbehandlung aller 
Erwerbstätigen die Grundsätze von § 3 Abs. 1 
Satz 2 bis 6 KGG entsprechend angewendet 
werden, wenn für das gleiche Kind ein Er- 
werbstätiger die Anspruchsvoraussetzungen 
nach dem Kindergeldgesetz, ein anderer die 
Anspruchsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 dieses Entwurfs erfüllt. Es erscheint 
daher eine Ergänzung von § 3 Abs. 1 KGG 
erforderlich, wie sie ^ 10 Nr. 1 des Entwurfs 
vorsieht. Nur unter der Voraussetzung einer 
solchen Abänderung des Kindergeldgesetzes 
läßt s*ch der Grundsatz des § 1 des Entwurfs, 
daß Kindergeld nach dem Entwurf nur für 
die Kinder gewährt wird, für die kein An- 
spruch nach dem Kindergeldgesetz besteht, 
rechtfertigen. 

Zu § 10 Nr. 2 und 4 

Nach § 3 Abs. 2 KGG wird kein Kindergeld 
für die Kinder von Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes gewährt, wenn sie auf Grund 
ihres Dienst- oder Arbeitsverhältnisses bereits 
Leistungen in Höhe des Kindergeldes erhalten. 
Dies hat zur Folge, daß die Dienstherren nach 
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§ 10 Abs. 2 KGG von der Beitragspflicht 
(und damit auch von den Leistungen für den 
zentralen Ausgleich nach § 14 KGG) befreit 
sind, während die Beschäftigten nicht in den 
Genuß der Steuerfreiheit nach § 36 KGG 
kommen. Beides ist nur zu rechtfertigen, wenn 
es sich um die typischen Kinderzuschläge des 
öffentlichen Dienstes handelt, die bereits vom 
ersten Kind an gewährt werden. Es besteht 
jedoch keine Veranlassung, die Dienstherren 
ohne weiteres von der Beitragspflicht für den 
Träger der Kindergeldzahlung zu befreien 
und ihre Arbeitnehmer in steuerlicher Bezie- 
hung zu benachteiligen, wenn erst vom drit- 
ten Kind an Leistungen für Kinder gewährt 
werden. Mit solchen von dem allgemeinen 
Tarifrecht des öffentlichen Dienstes abwei- 
chenden Regelungen müßte nach Inkrafttreten 
des Kindergeldergänzungsgesetzes in größerem 
Umfang gerechnet werden, da insbesondere 
kleinere Gemeinden, deren Arbeitnehmer bei 
den Gemeindeunfallversicherungsverbänden 
versichert sind, die allgemeinen tariflichen Be- 
stimmungen für den öffentlichen Dienst viel- 
fach nicht anwenden. Wenn die Möglichkeit 
besteht, sich schon durch die Einführung eines 
Kinderzuschlages von 25 DM vom dritten 
Kind an der Beitragspflicht zu entziehen, 
läßt sich der beabsichtigte Ausgleich zwischen 
Dienstherren mit einer großen Anzahl kin- 
derreicher Arbeitnehmer und den übrigen 
Mitgliedern des Gemeindeunfallversicherungs- 
verbandes nicht durchführen. Es erscheint da- 
her erforderlich, die Bestimmungen des § 3 
Abs. 2 KGG so abzuändern, wie dies in § 10 
Nr. 2 geschehen ist. Leistungen der Diensther- 
ren für Kinder können, auch wenn sie nicht 
den allgemeinen tariflichen Bestimmungen des 
öffentlichen Dienstes entsprechen, nach § 5 
in Verbindung mit § 32 KGG als Leistungen 
im Sinne dieses Gesetzes anerkannt werden. 
Die sich in diesem Fall aus § 5 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 4 KGG ergebende Verpflich- 
tung, bei unbilligen Unterschieden in der Be- 
lastung Ausgleichsbeiträge zu zahlen, wird 
sicherstellen, daß der Träger der Kindergeld- 
zahlung nicht durch die Absonderung einzel- 
ner Körperschaften wirtschaftlich gefährdet 
wird. Nach der Neufassung soll für die Kin- 
der von Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes, auf die die beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten oder die allgemeinen tariflichen Bestim- 
mungen Anwendung finden, auch in den Aus- 
nahmefällen kein Anspruch auf Kindergeld 
nach der Kindergeldgesetzgebung bestehen, in 
denen diese Regelungen in einzelnen Bezie- 
hungen ungünstiger sind als die Kindergeld- 


gesetzgebung. Es erscheint nicht angebracht, 
die hier vorhandenen Lücken durch das Kin- 
dergeldergänzungsgesetz zu schließen; viel- 
mehr soll dies der Besoldungsgesetzgebung 
und der Tarifgestaltung überlassen bleiben. 

Die Neufassung von § 3 Abs. 2 Nr. 1 KGG 
sichert einen Anspruch auf Kindergeld dage- 
gen in den wenigen Fällen, in denen Witwen 
von Beamten keinen Anspruch auf Kinder- 
zuschläge haben, z. B. weil sie nach dem Tode 
des Beamten Pflegekinder angenommen haben. 
Die Fassung von § 3 Abs. 2 Nr. 3 KGG tragt 
dem Umstand Rechnung, daß nach dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen vom 11. Mai 1951 in der Fas- 
sung vom 1. September 1953 Ubergangsgehalt 
oder Übergangsbezüge einschließlich der Kin- 
derzuschläge ganz oder teilweise ruhen und 
deshalb nicht zur Auszahlung gelangen, weil 
Arbeitseinkünfte im Sinne des § 37 Abs. 3 
Satz 3 a. a. O. bezogen werden. 

§ 3 Abs. 2 Nr. 4 KGG sieht unter den glei- 
chen Voraussetzungen wie für die Bedienste- 
ten des Bundes und der Länder eine Ausnah- 
meregelung für bestimmte karitative und er- 
zieherische Einrichtungen vor. Die dort ge- 
nannten karitativen Organisationen sind pri- 
vatrechtlicher Natur. Auch ihre Untergliede- 
rungen, Einrichtungen und Anstalten tragen 
überwiegend zivilrechtlichen, nur z. T. öffent- 
lich-rechtlichen Charakter. Ihre Erwähnung 
hat zum Ziel, die Rechtslage für alle Arbeit- 
nehmer der genannten Organisationen gleich- 
artig zu gestalten. Entsprechend der Neufas- 
sung der Vorschriften für die Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes müssen daher die Vor- 
schriften, die für die Arbeitnehmer der karita- 
tiven Einrichtungen gelten sollen, neu gefaßt 
werden. Für diesen Personenkreis scheint je- 
doch die Bindung an die typische Besoldungs- 
regelung des öffentlichen Dienstes nicht erfor- 
derlich. Da auch bei anderen Spitzenverbän- 
den der freien Wohlfahrtspflege die gleichen 
Verhältnisse gegeben sind, und da auch sie 
sowohl Einrichtungen privatrechtlicher als 
auch öffentlich-rechtlicher Natur umfassen, 
hat die Neufassung eine gleichförmige Rege- 
lung für alle Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege zum Ziel. 

Zu § 10 Nr. 3 

Der Grundsatz von § 5 Abs. 2 KGG, daß bei 
mehrfacher Erwerbstätigkeit diejenige Fami- 
lienausgleichskasse zuständig ist, in deren Be- 
reich die Tätigkeit mit dem höchsten Ein- 
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kommen fällt, muß entsprechend gelten, wenn 
ein Berechtigter sowohl in dem Zuständig- 
keitsbereich einer Familienausgleichskasse als 
eines Trägers der Kindergeldzahlung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 tätig ist. 

Zu § 11 

Um auch im Kindergeldanpassungsgesetz eine 
Gleichbehandlung der Ansprüche von Er- 
werbstätigen auf Kindergeld sowohl nach 
dem Kindergeldgesetz wie gegen einen Träger 
der Kindergeldzahlung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
dieses Gesetzentwurfs sicherzustellen, sind 
die in § 11 vorgesehenen Änderungen des 
Kindergeldanpassungsgesetzes erforderlich. 

Zu § 12 

Aus den entsprechenden Gründen erscheint 
auch eine Änderung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
notwendig. 

Zu § 13 Nr. 1 

Durch § 1 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
wurden die Kinderzulagen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung dem auf Grund des Kin- 
dergeldgesetzes gewährten Kindergeld ange- 
glichen, soweit sie hinter diesem zurückblie- 
ben. Auch nach dieser Angleichung besteht aber 
zwischen den Leistungen des Kindergeldgeset- 
zes und den Leistungen der Unfallversiche- 
rung noch insoweit ein Unterschied, als das 
Kindergeldgesetz Kindergeld auch für die ehe- 
lichen Stiefkinder und die Pflegekinder vor- 
sieht, die beide in der Unfallversicherung nicht 
als „Kinder“ gelten und für die deshalb Kin- 
derzulagen sowie Waisenrenten nicht gewährt 
werden. Die Änderung des § 559 b Abs. 2 
RVO dient der Beseitigung dieses Unterschie- 
des, indem sie die ehelichen Stiefkinder und 
die Pflegekinder in den Kreis der„Kinder“ 
einbezieht. 

Dem Zweck der Anpassung an das Kinder- 
geldgesetz würde an sich genügt werden, wenn 
bei der Einbeziehung der ehelichen Stiefkin- 
der und der Pflegekinder nur die dritten und 
weiteren Kinder berücksichtigt würden. Es 
wird jedoch nicht angehen, den Begriff des 
Kindes im Sinne der Unfallversicherung in 
einen für erste und zweite und einen für 
dritte und weitere Kinder geltenden zu spal- 
ten. Da zudem mit der Einbeziehung der ehe- 
lichen Stiefkinder und der Pflegekinder dem 
rechtspolitischen Bedürfnis Rechnung getragen 
werden soll, den Begriff des Kindes in der 
Unfallversicherung und den Rentenversiche- 
rungen dem Kindesbegriff auf den anderen 


Rechtsgebieten (Steuerrecht, Beamtenrecht, 
Versorgungsrecht, Lastenausgleich) soweit als 
möglich anzugleichen, dehnt der Entwurf den 
Begriff des Kindes auf sämtliche ehelichen 
Stiefkinder und Pflegekinder aus. Um jedodi 
einer mißbräuchlichen Annahme von Pflege- 
kindern als erste oder zweite Kinder vorzu- 
beugen, wird bestimmt, daß Pflegekinder nur 
dann als Kinder im Sinne der Unfallversiche- 
rung gelten, wenn das Pflegekindschaftsver- 
hältnis vor Eintritt des Versicherungsfalles be- 
gründet worden ist. 

Zu § 13 Nr. 2 

Kann nach der bisherigen Fassung des § 559 b 
Abs. 4 RVO die versicherte Ehefrau schon für 
ihre eigenen Kinder, die eheliche Kinder des 
Ehemannes sind oder deren rechtliche Stellung 
haben, Kinderzulage nur erhalten, wenn sie 
den Unterhalt der Kinder vor Eintritt des 
Versicherungsfalles überwiegend bestritten 
hat, so muß diese Einschränkung nicht minder 
für die ehelidren Stiefkinder und die Pflege- 
kinder gelten. 

Zu § 13 Nr. 3 

Bis zum Inkrafttreten des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes wurden die Kinderzulagen und 
die Waisenrenten in der Unfallversicherung 
einheitlich bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
des Kindes gewährt. § 1 des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes hat hinsichtlich der Gewährung 
der Kinderzulagen die Altersgrenze für das 
dritte und jedes weitere Kind auf das vollen- 
dete 25. Lebensjahr erhöht, wenn diese Kin- 
der für einen Beruf ausgebildet werden. Der 
erste der dem § 591 Abs. 1 RVO angefügten 
Sätze dehnt nun in entsprechender Weise auch 
die Altersgrenze für die Gewährung der Wai- 
senrente aus und stellt damit die einheitliche 
Altersgrenze für die Kinderzulagen und die 
Waisenrenten wieder her. Da hierbei nur von 
den dritten und weiteren Kindern ohne Ein- 
schränkung die Rede ist, ist es erforderlich, 
durch den nachfolgenden Satz klarzustellen, 
welche Kinder bei der Feststellung, ob ein 
Kind drittes oder weiteres Kind ist, mitzu- 
zählen sind. Durch die Erhöhung der Alters- 
grenze für die Gewährung der Waisenrente 
an das dritte und jedes weitere Kind wird 
zugleich eine weitere Anpassung der Leistun- 
gen der Sozialversicherung an die des Kinder- 
geldgesetzes erzielt. 

Zu § 13 Nr. 4 

Die Kinder, für die dem Verletzten ein An- 
spruch auf Kinderzulage zusteht, sind nach 
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seinem Tode waisenrentenberechtigt (§ 591 
RVO). Die Änderung des Begriffes des Kin- 
des im § 559 b Abs, 2 RVO bedeutet daher, 
daß die ehelichen Stiefkinder und die Pflege- 
kinder in Zukunft auch Anspruch auf Wai- 
senrente haben werden. Die Einbeziehung 
dieser Kinder in die Regelung des § 592 RVO 
dient dem Zwecke, sie nicht günstiger zu stel- 
len als die übrigen in dieser Bestimmung ge- 
nannten Kinder, die einen Anspruch auf Wai- 
senrente nach dem Tode der Mutter nur un- 
ter der Voraussetzung haben, daß sie von ihr 
überwiegend unterhalten wurden. 

Zu § 13 Nr. 5 und 6 

Die Änderungen der Reichsversicherungsord- 
nung unter den Nummern 5 und 6 des Ent- 
wurfs betreffen die Invalidenversicherung 
und damit zugleich die Angestelltenversiche- 
rung und die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung. Sie entsprechen den unter den 
Nummern 1 bis 4 für die Unfallversicherung 
vorgenommenen Änderungen. 

Zu § 13 Nr. 7 

§ 3 Abs. 3 und § 4 Satz 1 des Entwurfs ver- 
pflichten die Träger der Kindergeldzahlung, 
in den Fällen, in welchen ein Anspruch auf 
Kindergeld deshalb entfällt, weil ein An- 
spruch auf Kinderzulage (Kinderzuschuß) 
oder Waisenrente aus der Sozialversicherung 
besteht, das Kindergeld so lange zu gewähren, 
bis die andere Leistung gewährt wird. 
§ 1541 a RVO begründet für diese Fälle einen 
dem § 1531 entsprechenden Ersatzanspruch 
gegen die Träger der Sozialversicherung. 

Zu § 14 Nr. 1 Buchstabe a 
Aus dem in der Begründung zu § 11 ange- 
führten Grund ist die Ergänzung der Auf- 
zählung derjenigen Ansprüche erforderlich, 
die eine Erhöhung zur Ausgleichsrente Schwer- 
beschädigter ausschließen. 

Zu § 14 Nr. 1 Buchstabe b 
Empfänger einer Pflegezulage erhalten nach 
§ 33 Abs. 4 BVG wenigstens die halbe Aus- 
gleichsrente, Empfänger einer Pflegezulage 
von 125 DM oder mehr monatlich stets 
die volle Ausgleichsrente. Würde die Erhö- 
hung zur Ausgleichsrente für das dritte und 
jedes weitere Kind beim Bezug von Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
oder einer Kinderzulage zur Unfallrente auch 
bei diesem Personenkreis entfallen, so ergäbe 
sich für diese Beschädigten insofern eine Ver- 
schlechterung durch das Kindergeldanpassungs- 


gesetz, als z. B. der Erhöhung des Kinderzu- 
schusses um nur 5 DM eine Minderung der 
Ausgleichsrente bis zu 20 DM monatlich 
gegenüberstehen würde. Durch die neue Vor- 
schrift soll diese Härte beseitigt werden. 

Zu § 14 Nr. 2 

Die Begründung zu Nr. 1 Buchstabe a gilt 
entsprechend. Kindergeld kann auch beim Be- 
zug von Waisenrente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen nicht gewährt werden, 
wenn diese Renten wenigstens 25 DM 
monatlich betragen. 

Die Fassung des Absatzes 2 (bisher § 34 a 
Nr. 5) entspricht dem § 3 Abs. 2 KGG in der 
Fassung des § 10. 

Zu § 14 Nr. 3 und 4 

Die Waisenrenten und Waisenbeihilfen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz für dritte und 
weitere Kinder erreichen infolge Berücksich- 
tigung der sonstigen Einkünfte zum Teil 
nicht den Betrag des Kindergeldes von 25 DM 
monatlich. In diesen Fällen soll die Ausgleichs- 
rente so weit erhöht werden, daß sich zu- 
sammen mit der Grundrente ein Auszahlungs- 
betrag in dieser Höhe ergibt, wenn nicht be- 
reits von anderer Seite ein Kindergeld oder 
eine entsprechende Leistung gewährt wird. 

Zu § 14 Nr. 5 

Infolge der Ergänzung des 32 Abs. 4 BVG 
durch das Kindergeldanpassungsgesetz sind 
Kinder, die infolge des Anspruchs auf Kin- 
dergeld oder eine entsprechende Leistung von 
der Erhöhung zur Ausgleichsrente ausgeschlos- 
sen worden sind, auch beim Bestattungsgeld 
(§ 36) und bei den Bezügen für das Sterbe- 
vierteljahr (§ 37) als Bezugsberechtigte aus- 
geschlossen. Diese nicht beabsichtigte Auswir- 
kung wird durch die Streichung des Hinweises 
in § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 2 BVG beseitigt. 

Zu § 15 

§15 gleicht die Altersgrenzen für Kinder und 
Vollwaisen bei den Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsgesetzes über die Gewährung der 
Unterhaltshilfe an die Altersgrenzen an, die 
das Kindergeldgesetz festgelegt hat. Der Ent- 
wurf beschränkt sich nicht auf die Anpassung 
der Altersgrenzen für das dritte und die wei- 
teren Kinder, sondern er bezieht auch das 
erste und das zweite Kind des Geschädigten 
ein. Zur Begründung hierfür wird auf die 
Begründung zu § 13 Nr. 1 Bezug genommen. 
Von weiteren Änderungen des Lastenaus- 
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gleichsgesetzes wurde im Hinblick darauf ab- 
gesehen, daß das Lastenausgleichsgesetz ins- 
gesamt gesehen eine großzügige Regelung für 
die Berücksichtigung von Kindern der Ge- 
schädigten enthält. Als Zuschlag zur Unter- 
haltshilfe sind für die zuschlagsberechtigten 
Kinder 35 DM monatlich vorgesehen. Ferner 
hat das Vierte Änderungsgesetz zum Lasten- 
ausgleichsgesetz in Anpassung an das Kinder- 
geldgesetz Freibeträge vom dritten Kind an 
in Höhe von 25 DM festgelegt. Entsprechende 
Freibeträge gelten für Arbeitseinkünfte. Diese 
Freibeträge führen, da das Lastenaus- 
gleichsgesetz vom Auffüllprinzip ausgeht, zu 
einer entsprechenden Erhöhung des Auszah- 
lungsbetrages der Unterhaltshilfe. Damit hat 
der Gesetzgeber dem Anliegen auf erhöhte 
Leistungen aus öffentlichen Mitteln nach den 
Grundsätzen des Kindergeldgesetzes Rechnung 
getragen. 

Soweit Kinder nach den Vorschriften des 
Lastenausgleichsgesetzes nicht zur Familien- 
einheit gehören, sind Kinderzuschläge zur 
Unterhaltshilfe nicht vorgesehen. Es handelt 
sich hier um Kinder, die infolge eigener Ein- 
künfte nicht mehr als überwiegend von dem 
Unterhaltshilfeberechtigten versorgt gelten. 
Für den Fall, daß der Unterhaltshilfeberech- 
tigte keine andere Sozialleistung bezieht, zu 
der Kinderzulagen oder Kinderzuschüsse oder 
Kindergeld gewährt werden, und daß er auch 
nicht aus einer Erwerbstätigkeit einen An- 
spruch auf Kindergeld gegen einen Träger der 
Kindergeldzahlung hat, ergibt sich aus der 
Fassung der §§ 1 bis 3, daß der in § 2 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3 genannte Träger der Kindergeld- 
zahlung Kindergeld zu gewähren hat. Damit 
für die Familie des Unterhaltshilfeberechtig- 
ten die Unterhaltshilfe und das Kindergeld 
einheitlich von einer Stelle gewährt werden, 
ist in Aussicht genommen, daß die Ausgleichs- 
ämter dem Träger der Kindergeldzahlung die 
erforderliche Amtshilfe für den Auszahlungs- 
verkehr leisten. 

Zu § 16 

§ 8 Abs. 1 RGr. bestimmt, welche Mittel der 
Hilfsbedürftige einsetzen muß, ehe ihm die 
Fürsorge Hilfe gewährt. Zu diesen Mitteln 
sind insbesondere Bezüge in Geld oder Geldes- 
wert aus gegenwärtigem oder früherem Ar- 


beits- oder Dienstverhältnis und aus Unter- 
halts- oder Rentenansprüchen öffentlicher 
oder privater Art zu rechnen. Bezieht der 
Hills bedürftige zu seinem Einkommen aus 
einer gegenwärtigen Erwerbstatigkeit als Ar- 
beitsloser, Schwerbeschädigter oder nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 Kindergeld, so soll nach 
§ 16 dieses Kindergeld nicht für seinen Be- 
darf eingesetzt werden, sondern nur für den 
Bedarf des dritten oder weiteren Kindes. Dies 
soll insbesondere dann gelten, wenn das dritte 
oder weitere Kind selbst über Einkommen 
verfügt und deshalb nicht hilfsbedürftig ist. 
Die Richtsätze der öffentlichen Fürsorge für 
Kinder betragen im gesamten Bundesgebiet 
mehr als UM. Nach dem Entwurf wird 
auch für die in den vorangegangenen Geset- 
zen nicht berücksichtigten Kinder Kindergeld 
oder eine entsprechende Leistung in Höhe von 
mindestens Zd DM monatlich von einer 
anderen Stelle als dem Für sorge verband ge- 
währt werden. In den Sonderfällen des § 8 
wird die öffentliche Fürsorge entsprechende 
Leistungen gewähren, auch soweit dies nach 
den allgemeinen fürsorgerechtlichen Bestim- 
mungen nicht mehr erforderlich ist. Soweit 
jedoch durch das Kindergeld der notwendige 
Lebensbedarf im Einzelfall noch nicht sicher- 
gestellt ist, tritt dazu ein weiterer Betrag aus 
den Mitteln der öffentlichen Fürsorge. 

Damit die Auffanggrenze für hilfsbedürftige 
kinderreiche Familien den Grundsätzen des 
Kindergeldgesetzes angepaßt wird, haben der 
Bundesminister des Innern und die Innen- 
bzw. Sozialminister (Senatoren) der Länder 
den Fürsorgeverbänden empfohlen, für das 
dritte und jedes weitere Kind die Auffang- 
grenze um je 25 DM zu erhöhen. Es ist 
beabsichtigt, eine entsprechende Vorschrift in 
die Verwaltungsvorschriften aufzunehmen, 
deren Erlaß in § 11 a RGr. in der Fassung des 
Fürsorgeänderungsgesetzes vom 20. August 
1953 (BGBl. I S. 967) vorgesehen ist. 

Zu § 18 

Das Kindergeld wird den nach dem Kinder- 
geldgesetz Berechtigten vom 1. Januar 1955 
an gewährt. Für diejenigen Berechtigten, die 
erst nach diesem Entwurf berücksichtigt wer- 
den können, soll aus Gründen der Rechts- 
gleichheit das gleiche gelten. 
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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Mai 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. April 1955 — 7 — 28000 — 
1171/55 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
141. Sitzung am 20. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Kindergeldgesetzes 

(Kindergeldergänzungsgesetz - KGEG) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat schließt sich der Auffassung der Bundesregierung 
an, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Altmeier 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1- In § 1 

sind vor dem letzten Wort „besteht“ fol- 
gende Worte einzufügen: 

„in der Fassung des Dritten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 19. Januar 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 25)“. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

2. Zu § 3 Abs. 2 
Empfehlung: 

Der Ausschluß des Kindergeldanspruchs 
nach § 3 Abs. 2 des Entwurfs ist sozial- 
politisch außerordentlich bedenklich. Die 
für den Ausschluß des Kindergeldan- 
spruchs gegebene Begründung reicht nicht 
aus, eine unterschiedliche Behandlung der 
Fälle des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Ent- 
wurfs gegenüber den erwerbstätigen Per- 
sonen zu rechtfertigen. Die Ausschluß- 
vorschrift des § 3 Abs. 2 bedarf daher 
einer sorgfältigen Überprüfung. 

Begründung 

Es wird davon abgesehen, Abänderungs- 
anträge zu stellen, weil nicht zu über- 
sehen ist, inwieweit sich hierbei Wider- 
sprüche zum vorhergehenden Gesetz er- 
geben würden. Die vorstehende Anmer- 
kung wird aber für erforderlich gehalten, 
um eine nochmalige ernstliche Prüfung 
dieser Frage herbeizuführen. 

3. § 7 Abs. 1 Satz 1 

ist wie folgt zu ergänzen: 

soweit eine Familienausgleichskasse Trä- 
ger der Kindergeldzahlung ist, gelten die 
Vorschriften der §§ 9 bis 14 des Kinder- 
geldgesetzes entsprechend.“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine notwendige Er- 
gänzung. Soweit die Familienausgleichs- 
kassen Träger der Kindergeldzahlung für 
nicht mehr erwerbstätige Personen sind, 
müssen die Vorschriften des Kindergeld- 
gesetzes über die Aufbringung der Mittel 
zur Anwendung kommen. Auf die Be- 
gründung des Gesetzentwurfs zu § 7 wird 
verwiesen. 


4. In § 7 Abs. 2 Satz 2 

sind hinter den Worten „der Haushal- 
tungsvorstände“ die Worte „zur Deckung 
der Mittel für die Kindergeldzahlung“ 
einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, da 
es sich bei dem auf 6 DM begrenzten 
Beitrag nur um den Beitrag nach diesem 
Gesetz handelt. 

5. § 10 Nr. 2 

In Nr. 1 der vorgesehenen Neufassung des 
§ 3 Abs. 2 ist vor den Worten „und Emp- 
fängern“ das Wort „Richtern“ einzufü- 
gen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

6. § 10 Nr. 2 

Nr. 2 des § 3 Abs. 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„2. von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts, soweit 
ihre Dienstherren Regelungen anwen- 
den, die nach den Grundsätzen der in 
Nummer 1 genannten Vorschriften 
gestaltet sind;“ 

Begründung 

(s. Begründung zu § 14 Nr. 2 — lfd. 
Nr. 10 — ) 

7. In § 10 Nr. 2 

sind der vorgesehenen Neufassung des 
§ 3 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes fol- 
gende Nr. 6 und 7 anzufügen: 

„6. von Beziehern von Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung oder den diesen nach 
§ 3 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gleichgestellten Personen, die während 
der letzten drei Tage des Monats ar- 
beitslos sind, wenn ihre Arbeitslosig- 
keit erst im Laufe des Monats einge- 
treten ist. Hierbei ist die Arbeitslosig- 
keit durch eine während der letzten 
drei Tage ausgeübte vorübergehende 
Beschäftigung nicht als unterbrochen 
anzusehen; 
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7. von Beziehern von Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung oder den diesen nach 
§ 3 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gleichgestellten Personen, wenn sie im 
Laufe des -Monats eine geringfügige 
Beschäftigung, eine nur vorüberge- 
hende Dienstleistung oder eine son- 
stige Tätigkeit entsprechenden Um- 
fanges im Sinne des § 112 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ausgeübt haben.“ 

Begründung 

Nach der gegenwärtigen Regelung ent- 
stehen in den angeführten Fällen zwei 
konkurrierende Ansprüche. Anspruch 
nach dem Kindergeldanpassungsgesetz 
entsteht durch den Bezug von Arbeits- 
losenunterstützung oder Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung und richtet sich 
gegen das Arbeitsamt. Anspruch nach 
dem Kindergeldgesetz entsteht, wenn 
in dem entsprechenden Monat neben 
dem Bezug von Arbeitslosenhilfe eine 
Arbeitnehmertätigkeit ausgeübt wird. 
Die Zuständigkeit springt vom Ar- 
beitsamt zur Familienausgleichskasse, 
weil der Anspruch nach dem Kinder- 
geldgesetz den Vorrang hat (§ 4 Kin- 
dergeldanpassungsgesetz). Der Arbeits- 
lose geht, wenn er während des Un- 
terstützungsbezugs eine geringfügige 
Beschäftigung übernimmt, seines lau- 
fenden Kindergeldanspruchs gegen das 
Arbeitsamt verlustig; er ist gezwun- 
gen, für den Monat, in dem er die 
Beschäftigung ausgeübt hat, einen An- 
spruch gegen die jeweils zuständige 
Familienausgleichskasse geltend zu ma- 
chen, was meist zu erheblicher Ver- 
zögerung führt, den Arbeitslosen ver- 
ärgert und die Verwaltung übermäßig 
belastet. Es ist beobachtet worden, daß 
Arbeitslose mit Anspruch auf Kinder- 
geld zur Vermeidung von Umständ- 
lichkeiten und Mehrkosten bei der 
Vergebung geringfügiger Beschäftigun- 
gen zurückgesetzt werden. Dem kann 
durch die vorgeschlagene Ergänzung 
abgeholfen werden. 

Eine finanzielle Mehrbelastung der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung 
soll durch den Änderungsvorschlag zu 
§ 11 des Entwurfs (5a und 5b) ver- 
mieden werden. 


8. § 10 

erhält folgende neue Nr. 5: 

„5. Dem § 11 Abs. 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

,Für die Beitragsfreiheit gilt die Rege- 
lung des Absatzes 1 Sätze 3 und 4 
entsprechend/“ 

Begründung 

Nach § 11 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
sind bei den gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften und bei der Seeberufsgenossen- 
schaft die selbständigen, deren Einkom- 
men jährlich 4800 DM nicht übersteigt, 
beitragsfrei. 

Im Gegensatz dazu besteht nach dem bis- 
herigen Recht eine Beitragsfreiheit für 
die Selbständigen, die bei einer landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft Beiträge 
zu entrichten haben, nicht. Das führt da- 
zu, daß im Gegensatz zu den Mitgliedern 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
die Mitglieder der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften Beitrage auch dann 
zu entrichten haben, wenn sie nicht ein- 
mal das Existenzminimum erreichen. 

Die vorgeschlagene Änderung will daher 
die selbständigen Landwirte den selbstän- 
digen Gewerbetreibenden in dieser Hin- 
sicht gleichstellen. 

9. In § 11 

werden nach Nr. 5 folgende Nr. 5a und 
5b eingefügt: 

„5a. In § 7 Abs. 2 Satz 1 erhält der Vor- 
dersatz folgende Fassung: 

,den Aufwand an Kindergeld für Be- 
rechtigte nach § 3 Abs. 3 und für Ar- 
beitslose, die Arbeitslosenunterstüt- 
zung oder Arbeitslosenfürsorgeun- 
terstützung gemäß § 94 Abs. 2 oder 
< § 113 Abs. 2 des Gesetzes über Ar- 

beitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung beziehen, sowie für Ar- 
beitslose, auf die § 3 Abs. 2 Nr. 6 
und 7 des Kindergeldgesetzes An- 
wendung findet, erstattet 
5b. In § 7 Abs. 2 wird hinter Nr. 3 fol- 
gende Nr. 4 angefügt: 

,4. im Falle des § 3 Abs. 2 Nr. 6 und 7 
des Kindergeldgesetzes der Träger 
der Kindergeldzahlung, der für 
die letzte Beschäftigung zuständig 
war, die der Arbeitslose in dem 
Monat geleistet hat, für den das 
Kindergeld gewährt wird/“ 
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Begründung 

Der Vorschlag ist im Zusammenhang mit 
dem Vorschlag zu § 10 Nr. 2 (lfd. Nr. 7) 
zu verstehen. Er soll verhindern, daß 
durch diesen Vorschlag eine finanzielle 
Mehrbelastung der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung eintritt. 

10. In § 14 Nr. 2 

erhält § 34a Abs. 2 Buchstabe b folgende 
Fassung: 

,,b) von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts, so- 
weit ihre Dienstherren Regelungen 
anwenden, die nach den Grundsätzen 
der in Buchstabe a genannten Vor- 
schriften gestaltet sind,“. 

Begründung 

(s. auch Vorschlag zu § 10 Nr. 2 — lfd. 
Nr. 6 — ) 

Diese Änderungen beziehen sich insbeson- 
dere auf die tariflichen Regelungen über 
Kinderzuschläge für Waldarbeiter der 
Länder Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein. Es handelt sich bei 
diesen Regelungen um typische Kinder- 
zuschläge des öffentlichen Dienstes, die 
nach dem Besoldungsrecht der Beamten 
gestaltet sind. Soweit diese Regelungen 
von den allgemeinen tariflichen Bestim- 
mungen, des öffentlichen Dienstes (TO.A 
und TO.B) abweichen, ist dies durch die 
Besonderheit der Waldarbeit bedingt. 
Insgesamt gesehen sind diese Regelungen 
jedoch bisher günstiger als das Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz. 

Die vorgeschlagenen Änderungen sollen 
die in den Ausschußberatungen aufge- 
tretenen Zweifel ausräumen. 

11. In § 17 

sind nach dem Wort „erlassen“ die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates“ ein- 
zufügen. 

Begründung 

Aus Art. 84 Abs. 2 GG ergibt sich, daß 
Verwaltungsvorschriften nach § 17 nur 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassen 
werden können. Hierauf sollte im Gesetz, 
wie üblich, ausdrücklich hingewiesen wer- 
den. 


12. S 18 

erhält folgende Fassung: 

„ § 18 

Antragsfrist für die Übergangszeit 
Wird der Antrag auf Kindergeld oder auf 
eine Leistung, die durch dieses Gesetz er- 
höht wird, innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellt, so ist das Kindergeld oder die Lei- 
stung vom 1. Januar 1955 an für die Mo- 
nate, für die die Voraussetzungen erfüllt 
sind, insoweit zu gewähren, als nicht für 
die Zeit nach dem 1. Januar 1955 nach 
tarifvertraglichen Regelungen oder sonst 
Kindergeld gewährt worden ist.“ 

Begründung 

Nach den in einzelnen Ländern geltenden 
Tarifverträgen ist Kindergeld auch in der 
Zeit nach dem 1. Januar 1955 bezahlt 
worden, ohne daß allerdings den Mindest- 
anforderungen des § 10 Nr. 2 des Ent- 
wurfs entsprochen worden war. Die in 
§ 18 vorgesehene Regelung würde dem- 
nach bedeuten, daß in diesen Fällen ne- 
ben den bereits ausgezahlten tariflichen 
Leistungen rückwirkend vom 1. Januar 
1955 ab Kindergeld nach dem vorliegen- 
den Entwurf zu bezahlen wäre. Es ist da- 
her notwendig, die Anrechnung der bis- 
herigen Leistungen vorzusehen. 

13. § 19 

erhält folgende Fassung: 

„ § 19 

Geltung im Land Berlin 
(1) Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin mit folgenden Maßga- 
ben: 

l.In § 2 Abs. 3 Satz 2 treten an die Stelle 
der §§ 93c und 114 des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung die §§ 12 und 6 des Gesetzes über 
die Regelung der Arbeitslosenunterstüt- 
zung in Groß-Berlin vom 25. April 1949 
in der Fassung des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Arbeitslosenversicherung in 
Berlin vom 28. Dezember 1950 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 566). 

2. In § 12 tritt an die Stelle des § 103 Abs. 4 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung der § 7 Abs. 5 des 
Gesetzes über die Regelung der Arbeits- 
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losenunterstützung in Groß-Berlin vom 
25. April 1949 in der Fassung des Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Arbeitslosen- 
versicherung in Berlin vom 28. Dezember 
1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 566). 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 


Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Tanuar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1).“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine Anpassung der Ber- 
lin-Klausel an die im Land Berlin geltenden 
Vorschriften. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


I. 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwen- 
dungen gegen die unter 

Nr. 3 (§ 7 Abs. 1 Satz 1) 

Nr. 5 (§ 10 Nr. 2) 

Nr. 11 (§ 17) 

Nr. 12 (§ 18) 

Nr. 13 (§ 19) 

vorgeschlagenen Änderungen. 

II. 

Die Bundesregierung nimmt zu den nachste- 
henden Änderungsvorschlägen wie folgt Stel- 
lung: 

Zu Nr. 1 (§ 1) 

Die vorgeschlagene Änderung bedeutet einen 
Hinweis darauf, daß der Vierte Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes (Kriegsopfer- 
versorgung) durch das Dritte Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des Bundesversor- 
gungsgesetzes vom 19. Januar 1955 aufgeho- 
ben worden ist. Eine noch bessere Klarstel- 
lung könnte erreicht werden, wenn in § 1 
lediglich der Dritte Abschnitt des Kindergeld- 
anpassungsgesetzes, der den Anspruch der Be- 
zieher von Arbeitslosenunterstützung oder 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung auf Kin- 
dergeld regelt, angeführt wird. Auf die An- 
führung des Ersten Abschnitts (Unfallversiche- 
rung) und des Zweiten Abschnitts (Renten- 
versicherungen) kann verzichtet werden, da 


der Vorrang der Kinderzulagen nach den 
Vorschriften der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und der Kinderzuschüsse nach den Vor- 
schriften der gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen vor dem Kindergeldanspruch sich bereits 
aus § 3 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes, der 
nach § 5 des Entwurfs entsprechend anzuwen- 
den ist, ergibt. Es wird daher folgende Fas- 
sung des § 1 vorgeschlagen: 

»S i 

Voraussetzungen des Anspruchs auf 
Kindergeld 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhält auf 
Antrag, wer drei oder mehr Kinder im Sinne 
des Gesetzes über die Gewährung von Kinder- 
geld und die Errichtung von Familienaus- 
gleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 13. No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) hat, 
wenn für das dritte oder weitere Kind kein 
Anspruch nach dem Kindergeldgesetz oder 
nach dem Dritten Abschnitt des Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen für Kin- 
der in der gesetzlichen Unfallversicherung, 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen, in 
der Arbeitslosenversicherung und Arbeits- 
losenfürsorge sowie in der Kriegsopferversor- 
gung an das Kindergeldgesetz (Kindergeld- 
anpassungsgesetz — KGAG) vom 7. Januar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) besteht.“ 

Zu Nr. 4 (§ 7 Abs. 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung ist zwar nicht der Auf- 
fassung, daß die Fassung der Vorschrift zu 
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ernstlichen Auslegungszweifeln Anlaß bieten 
könnte. Sie hat jedoch gegen die vom Bundes- 
rat gewünschte Klarstellung keine Bedenken. 
Um alle denkbaren Mißverständnisse auszu- 
schließen, wird folgende Fassung von § 7 
Abs. 2 Satz 2 vorgeschlagen: 

„Der Beitrag der Haushaltungsvorstände zur 
Deckung der Mittel für die Kindergeldzahlung 
darf sechs Deutsche Mark im Jahr für jede 
im Haushalt beschäftigte Person nicht über- 
schreiten.“ 

Zu Nr. 6 (§ 10 Nr. 2) 

Wie aus der unter Nr. 10 der Änderungsvor- 
schläge des Bundesrates gegebenen Begrün- 
dung, auf die verwiesen wird, hervorgeht, soll 
die vorgeschlagene Fassung den Besonderhei- 
ten der Waldarbeit Rechnung tragen. Diese 
Besonderheiten haben dazu geführt, daß in 
den Forstarbeitertarifverträgen bei Teilbe- 
schäftigten die Staffelung der Kinderzuschläge 
nach der Dauer der Arbeitszeit differenzierter 
gestaltet ist als in den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen des öffentlichen Dienstes. Die 
Bundesregierung erkennt an, daß diese 
Abweichungen sachlich gerechtfertigt sind und 
ihnen in dem Entwurf Rechnung getragen 
werden sollte. Gegen die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Fassung bestehen jedoch Bedenken. 
Sie ist so allgemein gehalten, daß sie erheb- 
liche Abweichungen in der Höhe des Kinder- 
zuschlages bei Vollbeschäftigten zulassen 
würde, was sicher vom Bundesrat nicht ge- 
wollt war. Andererseits erscheint es fraglich, 
ob der vom Bundesrat beabsichtigte Zweck, 
die Sonderregelung für teilbeschäftigte Wald- 
arbeiter unberührt zu lassen, mit der Verwei- 
sung auf die Grundsätze des Beamtenrechts 
erreicht werden kann, da das Beamtenrerht — 
im Unterschied zu den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen für die Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes — keine Grundsätze 
über eine Herabsetzung der Kinderzuschläge 
bei Teilbeschäftigung kennt. Gegen eine Ver- 
weisung auf das Beamtenrecht bestehen 
schließlich auch deshalb Bedenken, weil die 
Kinderzuschläge für Beamte sich nicht in 
allen Ländern mit den Kinderzuschlägen für 
die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes 
decken. Die Bundesregierung schlägt daher 
für § 10 (Änderung des Kindergelagesetzes) 
unter Nr. 2 folgende Fassung von § 3 Abs. 2 
Nr. 2 vor: 

„2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und sonstigen Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 


Öffentlichen Rechts, soweit ihre Dienst- 
herren Regelungen anwenden, die für Voll- 
beschäftigte mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen' des Bundes oder 
der Länder über Kinderzuschläge entspre- 
chen und für Teilbeschäftigte nicht we- 
sentlich von diesen allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen abweichen;“. 

Zu Nr. 7 (§ 10 Nr. 2) 

Auch nach Auffassung der Bundesregierung 
muß durch eine Ergänzung der Vorschriften 
der Kindergeldgesetzgebung dafür Sorge ge- 
tragen werden, daß bei einem Wechsel der Zu- 
ständigkeit zwischen der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung und den Familienausgleichskassen keine 
Verzögerungen in der Auszahlung des Kinder- 
geldes eintreten. Die von dem Bundesrat vor- 
geschlagene Regelung würde jedoch die Bun- 
desanstalt zwingen, in jedem einzelnen Falle 
mit der zuletzt zuständigen Familienaus- 
gleichskasse abzurechnen, was einen Verwal- 
tungsapparat erfordern würde, der nicht ver- 
antwortet werden könnte. Im Interesse einer 
sparsamen Verwaltung sollte es genügen, wenn 
die Bundesanstalt den Aufwand an Kinder- 
geld, mit dem sie in Vorlage getreten ist, 
lediglich dem Gesamtverband in Rechnung 
stellt, der seinerseits den Erstattungsbetrag 
auf Grund von Unterlagen der Bundesanstalt 
nach einem dem Anteil der verschiedenen 
Gewerbezweige an der Arbeitslosigkeit ent- 
sprechenden Schlüssel auf die Familienaus- 
gleichskassen umzulegen hat. Die Bundesre- 
gierung macht daher folgende Vorschläge: 

a) Dem § 11 (Änderung des Kindergeldan- 
passungsgesetzes) wird folgende Nr. 8 
angefügt: 

8. Hinter § 7 wird folgender § 7 a ein- 
gefügt: 

„§ 7 a 

Zahlung von Kindergeld zu Lasten 
anderer Träger der Kindergeldzahlung 

(1) Steht Personen, die am letzten Tag 
des Monats Arbeitslosenunterstützung 
oder Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
beziehen oder einem Bezieher von Ar- 
beitslosenunterstützung oder Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung nach § 3 

Abs. 2 gleichgestellt sind, für diesen 
Monat ein Anspruch auf Kindergeld 
gegen einen Träger der Kindergeldzah- 
lung nach dem Kindergeldgesetz oder 
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nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes zu, so hat das Ar- 
beitsamt das Kindergeld auszuzahlen. 

(2) Den Aufwand an Kindergeld zu- 
züglich der Verwaltungskosten erstat- 
tet, soweit eine Familienausgleichskasse 
der zuständige Träger der Kindergeld- 
zahlung ist, der Gesamtverband der 
Familienausgleichskassen, in den übrigen 
Fällen der zuständige Träger der Kin- 
dergeldzahlung." 

b) Dem § 10 (Änderung des Kindergeldge- 
setzes) wird folgende Nr. 5 angefügt: 

5. Dem § 23 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Der Vorstand hat die Beträge, 
die nach § 7 a des Gesetzes über die 
Anpassung der Leistungen für Kinder 
in der gesetzlichen Unfallversicherung, 
in den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen, in der Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegs- 
opferversorgung an das Kindergeld- 
gesetz (Kindergeldanpassungsgesetz — 
KG AG) vom 7. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 17) zu erstatten sind, auf 
die einzelnen Familienausgleichskassen 
im Verhältnis der von der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ermittelten Zahlen 
der Arbeitslosen aus den einzelnen 
Wirtschaftszweigen zur Gesamtzahl der 
Arbeitslosen umzulegen." 

Zu Nr. 9 (§ 11) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung 
steht in engem Zusammenhang mit dem Vor- 
schlag zu Nr. 7. Auf die Stellungnahme hier- 
zu und den dort gemachten Ersatzvorschlag 
wird verwiesen. 

Zu Nr. 10 (% 14 Nr. 2) 

Es handelt sich sachlich ebenfalls um die Frage 
der Waldarbeiter, zu der unter Nr. 6 Stellung 
genommen worden ist. Entsprechend dem dort 
gemachten Vorschlag sollte in § 14 Nr. 2 
(Änderung des Bundesversorgungsgesetzes) 
des Entwurfs der § 34 a Abs. 2 Buchstabe b 
folgende Fassung erhalten: 

,,b) von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und sonstigen Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, soweit ihre Dienst- 
herren Regelungen anwenden, die für Voll- 


beschäftigte mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes oder 
der Länder über Kinderzuschläge entspre- 
chen und für Teilbeschäftigte nicht we- 
sentlich von diesen allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen ab weichen," 

III. 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 8 

(§ 10) vermag die Bundesregierung aus den 

nachstehenden Gründen nicht zuzustimmen: 

1. Bei einer Beitragsbefreiung der Landwirte 
unter 4800 DM müßte nach den Anga- 
ben der landwirtschaftlichen Familienaus- 
gleichskassen damit gerechnet werden, daß 
in zahlreichen Kassen über 80 v. H. der 
Beitragspflichtigen ausfallen würden. Der 
Beitragsausfall dürfte weder auf den Rest 
der beitragspflichtig verbleibenden Land- 
wirte noch auf die gewerbliche Wirtschaft 
umgelegt werden können. 

2. Der wirtschaftlichen Lage der Landwirt- 
schaft ist bereits dadurch Rechnung getra- 
gen, daß 2 / 3 des Aufwands an Kindergeld 
die gewerbliche Wirtschaft übernimmt und 
die Beiträge der landwirtschaftlichen Fami- 
lienausgleichskassen entsprechend niedrig 
gehalten sind. In den Fällen des geringen 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbs, die den 
Bundesrat im wesentlichen zu seinem Vor- 
schlag veranlaßt haben, belaufen sich die 
Beiträge auf nur etwa 3 DM im Jahr 
und liefen jedenfalls unter 12 DM im 
Jahr. Beiträge in solcher Höhe kommen je- 
doch auch in der gewerblichen Wirtschaft 
für Unternehmer mit niedrigen Einkom- 
men in Betracht, da die Satzung die Heran- 
ziehung von Unternehmern mit Einkommen 
unter 4800 DM zu Beiträgen bis zur 
Höhe von 12 DM im Jahr vorsehen 
kann und in zahlreichen Familienaus- 
gleichskassen auch tatsächlich vorsieht. 

3. Die Überprüfung der persönlichen Verhält- 
nisse der Beitragspflichtigen würde bei der 
großen Zahl der zu erwartenden Anträge 
auf Beitragsfreiheit einen nicht zu verant- 
wortenden Verwaltungsaufwand erfordern. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß bei mehr 
als der Hälfte der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften und damit auch Fa- 
milienausgleichskassen Beitragsgrundlage der 
Einheitswert der landwirtschaftlich oder 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstücke 
ist und die Beiträge von dem Grundstücks- 
eigentümer zu entrichten sind, dem ein Er- 


25 



stattungsanspruch gegenüber seinen Pächtern 
zusteht. Infolge dieses Beitragsverfahrens sind 
die Pächter, die die eigentlichen Unternehmer 
sind und auf deren Einkommensverhältnisse 
es ankommt, den Berufsgenossenschaften und 
den Familienausgleichskassen nicht bekannt. 
Sie müßten erst katastermäßig ermittelt wer- 
den, bevor eine Prüfung der Einkommensver- 
hältnisse möglich wäre. Bei dem Beitragsein- 
ziehungsverfahren auf der Grundlage des 
Einheitswerts wäre es im übrigen auch nur 
sehr schwer festzustellen, welcher Anteil des 
Beitrags auf den Selbständigen selbst und 
welcher Anteil auf seine — oft nur zeitweise 
eingesetzten — mithelfenden Familienange- 
hörigen und fremden Arbeitskräfte entfällt, 
für die auch bei den gewerblichen Familien- 
ausgleichskassen die Selbständigen in jedem 


Fall ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Ein- 
kommens Beiträge zu zahlen haben. 

IV. 

Die Bundesregierung glaubt, an der Vorschrift 
des § 3 Abs. 2, deren Überprüfung unter Nr. 2 
der Vorschläge des Bundesrates empfohlen 
wird, festhalten zu müssen. Diese Vorschrift 
ergibt sich als notwendige Folge aus der 
grundsätzlichen Entscheidung, die der Gesetz- 
geber mit der Verabschiedung des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes dahin getroffen hat, 
daß für die Nicht-Erwerbstätigen, die Sozial- 
leistungen beziehen, kein zusätzliches Kinder- 
geld gewährt wird, sondern lediglich die Lei- 
stungen für Kinder an die Sätze des Kinder- 
geldgesetzes angepaßt werden. 
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